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1 Das  Anliegen 
Das Jahr 2010 war geprägt durch einen rasanten Aufschwung, der selbst Op-
timisten überraschte, aber auch neue Herausforderungen mit sich brachte. Für 
Wirtschaft und Politik stand die Aufarbeitung des Geschehenen und die Ablei-
tung von Schlussfolgerungen an, um zukünftig ähnliche Situationen vermeiden 
bzw. eine bessere Handlungsfähigkeit zeigen zu können. Aus unternehmeri-
scher Sicht galt es mehr denn je, die eigenen Märkte zu sichern und auszu-
bauen. Aus politischer Sicht stand die Bewältigung der Haushaltskonsolidie-
rung an erster Stelle, ohne dabei jedoch einen konjunkturellen Rückschlag zu 
riskieren. Allen Beteiligten bot die günstige konjunkturelle Lage die Chance, 
Probleme aktiv anzugehen. Für die Bewältigung der neuen Herausforderun-
gen benötigen alle Akteure gleichermaßen aktuelle Informationen über den 
Zustand und die Handlungsbedingungen der Unternehmen. Nur mithilfe gesi-
cherter Daten aus erster Hand können die Unternehmen und speziell der Mit-
telstand betriebswirtschaftlich und politisch hinreichend bei der Erfüllung ihrer 
unternehmerischen Aufgaben und einer sicheren Zukunftsplanung unterstützt 
werden. 
Im Auftrag des Bundesverbands der Deutschen Industrie e.V. (BDI), der Ernst 
& Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sowie der IKB Deutsche In-
dustriebank AG hat das Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn unter Mit-
wirkung von TNS Emnid eine Online-Erhebung entwickelt. In der Öffentlichkeit 
als das BDI-Mittelstandspanel bezeichnet, liefert die in halbjährlichem Turnus 
stattfindende Befragung deutscher Industrieunternehmen im nunmehr sechs-
ten Jahr aktuelle und gesicherte Informationen über die zum jeweiligen Erhe-
bungszeitpunkt speziell für den industriellen Mittelstand relevanten betriebs-
wirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Fragestellungen. Hierzu gehören 
die Entwicklung wichtiger betrieblicher Kennzahlen, die Marktaktivitäten und 
-bedingungen oder Strategien zur Erfüllung der unternehmerischen Kernauf-
gaben. Darüber hinaus liefert das BDI-Mittelstandspanel auch einen Maßstab 
zur Beurteilung des Zustands und der Entwicklung der ökonomisch-
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Auf diese Weise entsteht eine ver-
lässliche empirische Basis, die Unternehmen und Umfeldakteuren Entschei-
dungshilfe bietet. Die Daten werden online unter www.bdi-panel.emnid.de 
erhoben; dort sind ebenfalls die Ergebnisse aller bisherigen Erhebungswellen 
dokumentiert. 
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Der vorliegende Bericht stellt die Ergebnisse der elften und zwölften Befra-
gungswelle aus dem Frühjahr bzw. Herbst 2010 komprimiert als Sammelband 
dar. An der elften Erhebungswelle beteiligten sich zwischen dem 23. Februar 
und dem 31. Mai 2010 knapp 1.350 Unternehmen. Vor dem Hintergrund des 
beginnenden Aufschwungs standen die Entwicklung der deutschen Industrie-
unternehmen im Jahr 2009 sowie ihre Erwartungen für 2010 im Zentrum der 
Frühjahrsbefragung. Das Augenmerk lag dabei auf den zentralen Kennzahlen 
zu Umsatz und Beschäftigung, der Entwicklung von Rendite und Investitionen. 
Unter dem Eindruck der konjunkturellen Lage wurden die Unternehmen zu-
dem zu ihrer Finanzierungssituation und den Veränderungen der Finanzie-
rungsbedingungen befragt. Im Hinblick auf die zukünftige Wettbewerbsfähig-
keit der Industrie werden deren Innovationsaktivitäten untersucht, Innovati-
onshemmnisse identifiziert und die Wirkung steuerlicher Innovationsanreize 
erfragt. Neben der Beurteilung der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen 
werden auf der Grundlage der Erhebungsergebnisse Empfehlungen zur Kon-
solidierung des Bundeshaushalts und zur zeitlichen und fiskalpolitischen Um-
setzung der geplanten Einkommensteuerreform gegeben. 
Ein Schwerpunkt der elften Befragungswelle im Herbst 2010 bildete die Beur-
teilung der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen der deutschen Indust-
rieunternehmen vor dem Hintergrund der angespannten Lage der Staatsfinan-
zen. Eingebettet in die obligatorische Beurteilung der eigenen Wirtschaftslage, 
lag das Augenmerk außerdem auf der Finanzierungssituation des industriellen 
Mittelstands. Vor dem Hintergrund des sich verstetigenden Aufschwung wur-
den zudem die Internationalisierungsaktivitäten der deutschen Industrie unter-
sucht, Hemmnisse für ein Engagement im Ausland identifiziert und die Inan-
spruchnahme staatlicher Außenwirtschaftsfördermaßnahmen erfragt. Weitere 
Themenschwerpunkte bildete der Führungs- und Fachkräftebedarf des indus-
triellen Mittelstands sowie die Möglichkeiten, einem im Zuge des Aufschwungs 
drohenden Fachkräftemangel auf Unternehmensebene und gesamtwirtschaft-
lich zu begegnen. Zwischen dem 24. August und dem 5. November 2010 be-
teiligten sich fast 1.250 Unternehmen an der Erhebung. 
Allen Unternehmen, die sich an den Befragungen des BDI-Mittelstandspanels 
im Jahr 2010 beteiligt haben, danken wir recht herzlich für ihre Unterstützung.   3
2  Die Ergebnisse der 11. Erhebungswelle 
2.1 Wirtschaftspolitische  Einschätzung und wirtschaftliche Situation 
Zusammenfassung: Mit dem Frühjahr scheint sich der konjunkturelle Auf-
schwung zu stabilisieren. Die deutschen Industrieunternehmen sind bei der 
Einschätzung ihrer Wirtschaftslage durchweg positiver gestimmt als noch im 
Herbst 2009. Auch für den weiteren Jahresverlauf stehen die Zeichen auf Er-
holung. Nach der stärksten Rezession der Nachkriegsgeschichte erfolgt diese 
allerdings nur langsam, wenngleich stetig. Die Beurteilung der wirtschaftspoli-
tischen Rahmenbedingungen kann von dem konjunkturellen Trend jedoch 
nicht profitieren. Nachdem der industrielle Mittelstand im Wahlherbst 2009 auf 
einen wirtschaftspolitisch gestützten Aufschwung hoffte, kann die Regierungs-
koalition die Erwartungen nicht erfüllen. Die Anstrengungen zur Haushaltskon-
solidierung sind aus der Sicht der Unternehmen ernsthafter zu betreiben, der 
Spielraum für kreditfinanzierte Reformen ist ausgeschöpft. 
Konjunktur im Frühjahr 2010: Aufwärtsentwicklung langsam, aber stetig 
Aus heutiger Sicht lässt sich sagen, dass der weltweit massive Abschwung 
zum Jahreswechsel 2009/2010 sein Ende gefunden hat. Die Aufwärtsbewe-
gung erfolgt regional zwar mit unterschiedlicher Geschwindigkeit und Intensi-
tät, letztendlich ist sie jedoch in allen wichtigen Volkswirtschaften erkennbar. 
Ein erneuter Rückfall in die Rezession wird weitgehend ausgeschlossen, so 
dass für das Jahr 2010 wieder mit einem Wachstum der Weltwirtschaftsleis-
tung gerechnet wird. 
Auch die deutsche Wirtschaft hat die Talsohle durchschritten, startete aber nur 
verhalten in das neue Jahr. Für das Gesamtjahr 2010 liegen die Prognosen für 
die Veränderungsraten des Bruttoinlandsproduktes bei etwa 1,5 %. Auch im 
Jahr 2011 wird sich das Wachstum auf ähnlichem Niveau bewegen. Das Vor-
krisenniveau des Bruttoinlandsproduktes wird vermutlich nicht vor 2013 wieder 
erreicht. 
2.1.1 Wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen: Stagnation auf niedri-
gem Niveau 
Nach Monaten des wahlkampf- und krisenbedingten Stillstands bei der Gestal-
tung struktureller Reformen wurden hohe Erwartungen an den Start der neuen 
Bundesregierung gestellt. Konjunkturpakete und Rettungsfonds zur Bewälti-
gung des Abschwungs waren geschnürt und mit einem durchaus beachtlichen 
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Erfolg der beschäftigungspolitischen Stabilisierung implementiert. Die aus ei-
ner „Wunschkoalition“ gebildete neue Bundesregierung hatte somit die Mög-
lichkeit, nach einer sorgfältigen Bestandsaufnahme die bevorstehenden Auf-
gaben auf dem Weg zu einem nachhaltigen Aufschwung anzugehen.  
Im Rahmen des BDI-Mittelstandspanels gaben die deutschen Industrieunter-
nehmen in der Frühjahrsbefragung 2010 eine Einschätzung über die aktuellen 
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen ab. Hieran lässt sich unter ande-
rem ablesen, wie die neue Bundesregierung aus Sicht der Industrie die sich 
ihr stellenden Aufgaben seit ihrem Dienstantritt bewältigt hat. Die Einschät-
zungen der aktuellen und der für die kommenden zwölf Monate erwarteten 
Rahmenbedingungen stellen den Verantwortlichen kein gutes Zeugnis aus. 
Abbildung 1:   Einschätzung  der  wirtschaftspolitischen  Rahmenbedingungen 
im Zeitverlauf 
© IfM Bonn
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Regierungskoalition kann Erwartungen nicht erfüllen 
In der Herbstbefragung 2009, die im zeitlichen Umfeld der Bundestagswahl 
durchgeführt wurde, hatten die Unternehmen einen positiven Impuls für die 
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen erwartet. Das Ende des wahl-
kampfbedingten Reformstillstandes und das zeitgleich eintretende Ende der 
politischen Krisenbewältigung schienen positiv in die Beurteilung der Unter-
nehmen einzugehen. Die Ergebnisse aus der aktuellen Frühjahrsbefragung   5
zeigen jedoch, dass der geringe Vertrauensvorschuss für die neue Bundesre-
gierung aus der Sicht der Unternehmen wieder schmilzt: Der Saldo aus den 
positiven und den negativen Meldungen für 2010 sinkt gegenüber dem Herbst 
2009 zwar nur leicht von -28,6 auf -30 Punkte. Die Erwartungen hatten im letz-
ten Herbst jedoch per saldo bei -15,2 Punkten gelegen. Die neue Regierungs-
koalition konnte die Erwartungen bislang nicht erfüllen (vgl. Abbildung 1). 
Unternehmen bleiben gegenüber der Wirtschaftspolitik skeptisch 
Die Erwartungen an die Reformbereitschaft der Politik für die kommenden 
zwölf Monate werden wieder skeptischer gesehen als noch vor einem halben 
Jahr. Sieben von zehn Unternehmen gehen davon aus, dass in naher Zukunft 
keine wesentlichen wirtschaftspolitischen Verbesserungen umgesetzt werden. 
Die Erwartungen unterscheiden sich kaum von dem aktuellen Niveau der Ein-
schätzungen. Wesentliche Unterschiede in Abhängigkeit von der Unterneh-
mensgröße zeigen sich bei der Beurteilung der aktuellen und zukünftigen 
Rahmenbedingungen nicht – Mittelstand und Großunternehmen sind sich 
weitgehend einig.  
Auf die Krisenbewältigung muss die Haushaltskonsolidierung folgen 
Neben dem Mangel an wirtschaftsrelevanter Reformbereitschaft drängt der 
finanzpolitische Reformbedarf als Konsequenz der Wirtschaftskrise immer 
stärker als weitere Determinante des wirtschaftlichen Handelns in den Vorder-
grund. Weltweit wurden geschwächte Volkswirtschaften mit rund zwei Billio-
nen Steuerdollar durch konjunkturelle Stützungsmaßnahmen finanziert. Die 
beiden deutschen Konjunkturpakete setzten Impulse im Umfang von rund 80 
Milliarden Euro. Das Wachstumsbeschleunigungsgesetz, das zu Jahresbeginn 
2010 in Kraft trat, umfasste weitere acht Milliarden Euro. Die kreditfinanzierten 
Stützungsprogramme in Kombination mit einem krisenbedingten Rückgang 
der Steuereinnahmen führten zu einem deutlichen Anstieg der staatlichen De-
fizitquote. 
Die kurzfristigen Erfolge der erhöhten Staatsausgaben werden mittel- bis lang-
fristig mit immensen gesamtwirtschaftlichen Kosten verbunden sein. Die resul-
tierenden Budgetrestriktionen werden die kommenden Jahre prägen und stel-
len die Verantwortlichen vor große Herausforderungen. Vor diesem Hinter-
grund gaben die Industrieunternehmen Auskunft über mögliche Alternativen 
bei der Konsolidierung des Bundeshaushaltes in der laufenden Legislaturperi-
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ode. Das bereits im Herbst 2009 geäußerte Votum der Unternehmen bestätigt 
sich: Sie setzen auf einen schlanken, aber verantwortungsvollen Staat. 
Konsolidierung der Haushalte durch Kürzung der Staatsausgaben ... 
Wenn es um die Entscheidung geht, ob primär die Einnahmen- oder die Aus-
gabenseite des Bundeshaushalts zu dessen Konsolidierung herangezogen 
werden soll, sprechen die Ergebnisse des BDI-Mittelstandspanels eine deutli-
che Sprache. Mit 83 % befürwortet die überwiegende Mehrheit der Industrie-
unternehmen eine Kürzung der Staatsausgaben (vgl. Abbildung 2). Dass das 
deutsche Unternehmertum auf Eigenverantwortung setzt, zeigte sich bereits in 
der Herbstbefragung 2009: Knapp neun von zehn der Industrieunternehmen 
sprachen sich für eine Kürzung von Subventionen aus. In 2009 legten die Fi-
nanzhilfen und Steuervergünstigungen des Bundes jedoch um rund 6 Milliar-
den Euro auf 29,5 Milliarden Euro zu. Die Zielsetzung für 2010 sieht vor, die 
Subventionen um etwa 5 Milliarden Euro zu reduzieren, so dass mittelfristig 
wieder das Vorkrisenniveau erreicht werden sollte.  
... aber investive Ausgaben können kurzfristig auch Wachstumsimpulse 
setzen 
Aus der Sicht von 54 % der Industrieunternehmen ist aber auch eine Stimulie-
rung des Wachstums durch investive Ausgaben des Staates sinnvoll. Vor dem 
Hintergrund der noch fragilen konjunkturellen Entwicklung wurde der Haushalt 
für das Jahr 2010 um 9,3 % im Vergleich zum Vorjahr ausgedehnt. Allerdings 
wurden dabei die investiven Ausgaben um 4,4 %, die konsumtiven Ausgaben 
um 10 % ausgeweitet. Die langfristige Wirksamkeit eines Anstiegs der kon-
sumtiven Nachfrage ist unter Experten umstritten, da die kurzfristigen Wachs-
tumsimpulse die mittel- bis langfristige Kostenbelastung der öffentlichen Haus-
halte unter Umständen nicht rechtfertigen. 
Hinzu kommt die verbindliche Regel zur Begrenzung der öffentlichen Schul-
den durch die Schuldenbremse. Demnach darf der Bundeshaushalt ab dem 
Jahr 2016 maximal ein strukturelles, d.h. nicht auf konjunkturelle Schwankun-
gen zurückzuführendes Budgetdefizit von 0,35  % des Bruttoinlandsprodukts 
aufweisen (rund zehn Milliarden Euro). Den Länderhaushalten wird ab 2020 – 
unter normalen konjunkturellen Bedingungen – sogar jegliche Möglichkeit zur 
Neuverschuldung genommen. Mit einer Verstetigung der konjunkturellen Auf-
wärtsbewegung gilt es daher, die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
verstärkt in Angriff zu nehmen.    7
Abbildung 2:   Maßnahmen zur Konsolidierung des Bundeshaushaltes 
© IfM Bonn
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Industrieunternehmen bei Steuersenkungen geteilter Meinung 
Bei der Frage, wie die Einnahmenseite der öffentlichen Haushalte im Zuge der 
Haushaltskonsolidierung zu gestalten ist, zeigt sich nur in einer Hinsicht ein 
eindeutiges Votum: Steuererhöhungen lehnen drei von vier Industrieunter-
nehmen ab. Ob Steuersenkungen zur Stimulierung von Wachstum und damit 
zur Haushaltskonsolidierung beitragen sollten, bleibt offen. Die zustimmenden 
und ablehnenden Meinungen halten sich die Waage. 
Kreditfinanzierte Reform der Einkommensteuer trifft auf Ablehnung 
Großer Diskussionsbedarf besteht seit dem Start der neuen Bundesregierung 
bezüglich des Entlastungsumfangs und der zeitlichen Gestaltung der geplan-
ten Einführung eines Stufentarifs in die Einkommenbesteuerung. Angedacht 
war eine Tarifumstellung zu Beginn des Jahres 2011, die gemeinsam mit wei-
teren Reformschritten eine Entlastung im Umfang von 24 Milliarden Euro be-
wirken sollte. Aktuelle Diskussionen deuten nun auf eine Reduzierung des ge-
planten Entlastungsvolumens sowie eine deutlich spätere Einführung der Re-
form hin. 
Bei der Frage der Gegenfinanzierung sprechen sich die deutschen Industrie-
unternehmen mehrheitlich gegen eine kreditfinanzierte Umsetzung der Reform 
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aus: Knapp sechs von zehn Unternehmen befürworten eine Entlastung bei der 
Einkommensteuer nur ohne zusätzliche staatliche Kreditaufnahme (vgl. Abbil-
dung 3). 
Abbildung  3:    Vorgehensweise bei der Umsetzung der Koalitionspläne zur 
Reform der Einkommensteuer 
© IfM Bonn
09  85  075




























Während sich die Unternehmen in diesem Punkt über alle Rechtsformen hin-
weg weitgehend einig sind, zeigen sich bei der Option, die Reform zu Gunsten 
der Haushaltskonsolidierung vorerst zu verschieben, deutliche Unterschiede 
zwischen Kapital- und Personengesellschaften. Da Letztere aufgrund ihrer 
Rechtsform der Einkommenbesteuerung unterliegen, wird ein haushaltsbe-
dingtes Herauszögern der Reform innerhalb dieser Gruppe nur von wenigen 
Unternehmen befürwortet. Unter den Kapitalgesellschaften, die der Besteue-
rung gemäß dem Körperschaftsteuergesetz unterliegen, findet eine zeitliche 
Stre-ckung bereits in knapp jedem vierten Unternehmen Zustimmung. Das ist 
auch damit zu erklären, dass in der Regel nicht die Eigentümer der Kapitalge-
sellschaften (Anteilseigner) befragt wurden. 
Jedes fünfte Industrieunternehmen spricht sich für eine Reform der Ein-
kommensteuer aus 
Unter den Personengesellschaften wünscht sich jedes dritte Unternehmen ei-
ne zügige Einführung des Stufentarifs mit der dementsprechenden Entlastung,   9
und zwar unter allen Umständen. Bei Betrachtung der Gesamtheit aller Indust-
rieunternehmen ist die möglichst rasche Umsetzung der Reform nur für knapp 
jedes fünfte Unternehmen von höchster Priorität. 
In der Gesamtschau zeigt sich ein eindeutiger Konsens innerhalb der deut-
schen Industrieunternehmen: Eine Reform der Einkommensteuer ist von der 
aktuellen Haushaltslage abhängig zu machen – so wie es auch in den Koaliti-
onsgesprächen zum Ausdruck kommt. Die Unternehmen zeigen also durch-
aus Verständnis für eine zeitliche Streckung der Steuerreform. Die Reformbe-
dürftigkeit des Einkommensteuertarifs steht jedoch außer Frage, erwähnt sei-
en nur die Themenfelder Mittelstandsbauch oder kalte Progression. Aufkom-
mensneutrale Anpassungen im Steuersystem, z.B. durch eine gezielte Um-
schichtung von wachstumshemmender zu wachstumsfördernder Besteuerung 
und Abgabenbelastung, können durchaus zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
und Investitionen und somit indirekt zur Haushaltskonsolidierung beitragen. 
Gewinnthesaurierung: Eine lohnende Alternative für den Mittelstand? 
Im Jahr 2008 führte die Bundesregierung mit der Unternehmensteuerreform 
eine steuerliche Begünstigung von nicht entnommenen Gewinnen in Perso-
nengesellschaften ein. Dies geschah mit der Absicht, die Standortattraktivität 
Deutschlands zu erhöhen und die Steuersubstanz zu sichern. Außerdem soll-
ten die geringe Eigenkapitaldecke deutscher Personenunternehmen gestärkt 
sowie deren Ungleichbehandlung gegenüber Kapitalgesellschaften vermieden 
werden. Personenunternehmen können nun thesaurierte Gewinne mit einem 
ermäßigten Steuersatz von 28,25 % versteuern – nicht wie bisher mit dem per-
sönlichen Einkommensteuersatz des (Mit-)Eigentümers (maximal 45 %). 
Der verminderte Steuersatz kann nicht viel mehr als einen zwischenzeitlichen 
Zinsvorteil verschaffen. Denn Gewinne werden bei einer späteren Entnahme 
analog zur Dividendenbesteuerung bei Kapitalgesellschaften mit einer Nach-
besteuerung von 25 % belastet (Abgeltungssteuer). Die steuerliche Gesamt-
belastung der Gewinne von Personenunternehmen übersteigt bei nachträgli-
cher Entnahme somit den Spitzensteuersatz. Entsprechend ist die Nutzung 
der Thesaurierungsbegünstigung nur lohnend, wenn Gewinne langfristig ein-
behalten werden – dann überwiegt der Zinsvorteil. Eine Gewinnthesaurierung 
lohnt sich daher nur für sehr wenige ertragsstarke Unternehmen.  
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Komplexität der Unternehmensbesteuerung wurde verschärft 
In Verlustphasen kann es notwendig sein, der Unternehmung die thesaurier-
ten Gewinne zur Bestreitung des Lebensunterhalts wieder zu entnehmen. Auf-
grund der Regelung zur Nachbesteuerung kann diese zusätzliche Liquiditäts-
belastung ein schwerwiegendes Problem darstellen. Des Weiteren können 
Altgewinne nicht entnommen werden, solange thesaurierte Gewinne im Un-
ternehmen investiert sind. Das eigentliche Ziel der Eigenkapitalbildung kann 
also nur in eingeschränktem Maße und nur mit dem Nachteil einer Steigerung 
der steuerlichen Komplexität erreicht werden. 
Regelung ist bekannt, bleibt aber weitgehend ungenutzt 
In der Frühjahrsbefragung 2010 des BDI-Mittelstandspanels wurden die Be-
kanntheit und der Gebrauch der Regelungen zur Thesaurierungsbegünstigung 
thematisiert. Es zeigt sich, dass die Möglichkeit zur steuerlichen Begünstigung 
einbehaltener Gewinne sieben von zehn der befragten Personenunternehmen 
bekannt ist. Nur gut 22 % dieser Unternehmen machen jedoch auch tatsäch-
lich Gebrauch von dieser Regelung (vgl. Abbildung 4).  
Abbildung 4:   Steuerliche Begünstigung von nicht ausgeschütteten Gewinnen 
in Personengesellschaften 
© IfM Bonn
09  85  076 Werte hochgerechnet, Basis: n = 381
Ist Ihnen die Regelung zur
„Thesaurierungsbegünstigung“
bekannt?
Haben Sie von dieser 
Regelung Gebrauch gemacht?
29,6 % 70,4 % 77,7 % 22,3 %
Nein Ja
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Als Zielgruppe der Gestaltung der Rechtsnorm sah der Gesetzgeber speziell 
größere, im internationalen Wettbewerb stehende Unternehmen, deren Eigen-
kapitalbildung erleichtert und Investitionsfähigkeit angeregt werden sollte. Die 
Ergebnisse zeigen: Mit zunehmender Unternehmensgröße und Exportorientie-
rung wächst der Bekanntheitsgrad der Regelungen. Auch die Inanspruchnah-
me der Gewinnthesaurierungsmöglichkeit steigt mit der Unternehmensgröße. 
Allerdings besteht kein statistischer Zusammenhang zwischen der Inan-
spruchnahme und dem Ausmaß der Exportaktivitäten. Insofern wird das Ziel 
dieser steuerlichen Förderung nur zum Teil und unter Inkaufnahme selektiver 
Wirkungen erreicht. 
2.1.2  Wirtschaftslage: Genesung erfolgt in kleinen Schritten 
Unter dem Eindruck der stärksten Rezession der Nachkriegsgeschichte blie-
ben die deutschen Industrieunternehmen in der Herbstbefragung 2009 eher 
skeptisch bei der Beurteilung ihrer voraussichtlichen Wirtschaftslage im Früh-
jahr 2010. Ausgehend von dem damaligen eher trüben Stimmungsbild, hatten 
die Unternehmen auf Halbjahressicht lediglich eine Seitwärtsbewegung erwar-
tet – der Saldo der erwarteten Wirtschaftslage als Differenz der Positiv- und 
Negativ-Meldungen lag bei -10,2 Punkten.  
Die aktuelle Frühjahrsbefragung zeigt, dass die Unternehmen ihre eigene 
Prognose übertreffen konnten und heute besser dastehen als noch vor sechs 
Monaten erwartet. Der Anteil der Unternehmen mit guten Lageeinschätzungen 
nahm gegenüber dem letzten Herbst leicht auf 28,5 % zu, während sich der 
Anteil derjenigen mit schlechten Einschätzungen um gute sechs Prozentpunk-
te auf nunmehr ein Drittel reduzierte. Der Saldo der Einschätzungen der aktu-
ellen Wirtschaftslage liegt folglich bei -5,2 Punkten und nähert sich somit dem 
Nullpunkt, bei dem ein Patt zwischen positiven und negativen Erwartungen 
erreicht wird (vgl. Abbildung 5). 
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Abbildung 5:   Einschätzung der eigenen Wirtschaftslage im Zeitverlauf 
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Angaben in %, Werte hochgerechnet, Basis: n = 1.334
* Anteil der Positiv-Meldungen minus Anteil der Negativ-Meldungen (in Prozentpunkten)  
Verbesserung der Wirtschaftslage auf breiter Front 
Die globale Dimension der Wirtschafts- und Finanzkrise und der damit einher-
gehende Einbruch der weltweiten Nachfrage hatten die exportstarken, zumeist 
größeren Industrieunternehmen besonders hart getroffen. Im Laufe des letzten 
Jahres hatte aber auch die Stimmung der binnenmarktorientierten Unterneh-
men nachgegeben. Erfreulicherweise lässt sich auf der Basis der aktuellen 
Befragung feststellen, dass die Aufhellung der Stimmungslage nunmehr bei 
Unternehmen aller Größenklassen unabhängig von der Marktausrichtung ein-
getreten ist. Ein Stimmungsplus können vor allem die exportorientierten Un-
ternehmen für sich verbuchen: Nach dem tiefen Fall gelang es ihnen, schnel-
ler aus dem Tal herauszukommen, als den binnenmarktorientierten Unter-
nehmen. 
Verhaltene Aufwärtsbewegung setzt sich im Jahresverlauf fort 
Für den weiteren Jahresverlauf gehen die Unternehmen in der Tendenz von 
einer weiteren Verbesserung der Wirtschaftslage aus – der Saldo der Erwar-
tungen erreicht im Herbst dieses Jahres wieder den positiven Bereich (+ 5,4 
Punkte). Dabei lässt sich zwar ein deutlicher Rückgang der Unternehmen mit 
negativen Aussichten verzeichnen, die optimistische Vorausschau auf die ei-
gene Wirtschaftslage weitet sich hingegen nicht aus. So zeigt der Trend des   13
Stimmungsbarometers zwar nach oben, von einer tiefgreifenden und eindeutig 
positiven Entwicklung kann jedoch nicht gesprochen werden. Die Tatsache, 
dass die Exportunternehmen für den weiteren Jahresverlauf nicht von einer 
Fortsetzung der Erholung in ähnlichem Ausmaß wie im letzten halben Jahr 
ausgehen, führt zu einer insgesamt verhalten positiven Einschätzung der na-
hen wirtschaftlichen Zukunft. 
Export verbessert Stimmungsbild auf Jahressicht 
Erst die über den Jahreswechsel 2010 hinausgehende Prognose der Unter-
nehmen führt bei der Stimmungslage zu einer Verstetigung des positiven 
Trends. Der Saldo der Erwartungen steigt auf 15,4 Punkte. Aber selbst für das 
Frühjahr 2011 kann noch nicht von einer grundsätzlichen Trendumkehr aus-
gegangen werden. Die Verlagerung des Erwartungssaldos in den positiveren 
Bereich wird erneut vor allem aufgrund eines Rückgangs der Negativerwar-
tungen erreicht.  
Nimmt man die Exportorientierung als statistisches Unterscheidungsmerkmal, 
so mehren sich die Hinweise darauf, dass der Export in den nächsten zwölf 
Monaten wieder Fahrt aufnehmen wird. Während sich unter den rein auf den 
Binnenmarkt orientierten Unternehmen die Zahl derer mit optimistischen und 
pessimistischen Prognosen die Waage hält, überwiegen unter den auf Aus-
landsmärkten aktiven Unternehmen auf Jahressicht eindeutig die positiven 
Erwartungen. 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die deutschen Industrieunter-
nehmen das Konjunkturtal verlassen haben. Aber anders als in der Abwärts-
bewegung, die sich rasch und nahezu unternehmensübergreifend vollzog, er-
folgt die Erholung langsam und in kleinen Schritten. Die schwache Binnenkon-
junktur trübt das Stimmungsbild. Die positiven Signale der Auslandsnachfrage 
– zumindest aus den Schwellenländern Asiens – lassen die Stimmung der Ex-
portunternehmen steigen, beeinflussen das Gesamtbild aber nicht fundamen-
tal. 
2.2  Entwicklung der Unternehmenskennzahlen 
Zusammenfassung: Im internationalen Kontext wird die Bewältigung der Krise 
in Deutschland mit einigem Erstaunen beobachtet: Die Nachfrage nach deut-
schen Gütern und Dienstleistungen brach auf europäischer Ebene überdurch-
schnittlich stark ein, der Arbeitsmarkt zeigte sich hingegen robust. Diese Ent-
wicklung lässt sich insbesondere auch an den Kennzahlen der deutschen In-
   14
dustrieunternehmen ablesen: Sechs von zehn Unternehmen mussten in 2009 
Umsatzeinbrüche hinnehmen, aber weniger als jedes zweite reagierte hierauf 
mit Beschäftigungsabbau. In der Folge gab die Umsatzrendite deutlich nach. 
Im Vergleich zum Krisenjahr 2009 werden sich die zentralen Kennzahlen im 
laufenden Jahr erholen, aber auf niedrigem Niveau. 
2.2.1 Umsatz im In- und Ausland: Perspektiven nach dem Krisenjahr 
2009 
In die Bilanzhistorie eines Großteils der deutschen Industrieunternehmen wird 
das Jahr 2009 als das Krisenjahr schlechthin eingehen. Der freie Fall der Um-
sätze im Verarbeitenden Gewerbe, das einen Großteil der deutschen Indust-
rieunternehmen ausmacht, ließ sich nicht aufhalten. Das Umsatzvolumen sank 
um 17  % unter das Niveau des Vorjahres nach einem Minus von 0,2  % in 
2008. Dabei verringerten sich das Inlandsgeschäft im abgelaufenen Jahr um 
14 % und der für die deutschen Industrieunternehmen so wichtige Auslands-
umsatz gar um über 20 %, so das Statistische Bundesamt. In der Rangliste 
der weltweit größten Exportnationen wurde Deutschland schließlich von China 
an der Spitze abgelöst. 
Sechs von zehn Unternehmen mussten Umsatzeinbrüche hinnehmen 
Die Umsatzeinbrüche in der deutschen Industrie überraschten nicht nur in ih-
rem Umfang, sondern auch in ihrer Breite. Während im Jahr 2008 bereits ein 
gutes Drittel der Unternehmen ein Sinken der Absatzzahlen hinnehmen muss-
te, hatten im zurückliegenden Jahr gar sechs von zehn Unternehmen mit sin-
kenden Einnahmen zu kämpfen. Die weitere Analyse zeigt, dass größere und 
stark exportorientierte Unternehmen tendenziell häufiger Absatzeinbrüche tra-
fen als kleine, auf den Binnenmarkt fokussierte Unternehmen.  
Jedes dritte Unternehmen hatte Umsatzeinbrüche von über 20 %, aber ... 
Hinsichtlich des Ausmaßes der Umsatzeinbrüche waren die Exportunterneh-
men überproportional betroffen: Mussten ausschließlich auf dem Inlandsmarkt 
agierende Unternehmen im Mittel Rückgänge von 7,5 % bewältigen, verzeich-
neten die im Ausland engagierten Unternehmen Einbrüche des Gesamtum-
satzes von durchschnittlich 19 %. Hinsichtlich der Unternehmensgröße ergibt 
sich ein etwas diffuseres Bild: Hier sind die kleineren Unternehmen (bis zu 20 
Mitarbeiter) im letzten Jahr zwar insgesamt seltener, aber wenn, dann in stär-
kerem Ausmaß von Umsatzrückgängen betroffen gewesen. Dieser Befund ist 
auf strukturelle Nachteile gegenüber Großunternehmen zurückzuführen. We-  15
nig diversifizierte Produktportfolios und eine größere Abhängigkeit von weni-
gen Großkunden machen es kleinen Unternehmen unverhältnismäßig schwer 
– fast unmöglich –, beim Wegbrechen eines Marktes oder eines Kunden das 
Absatzniveau zu halten. Unabhängig von der Größenklasse musste in der Ge-
samtschau jedes dritte Unternehmen Umsatzeinbrüche von über 20 % verkraf-
ten. 
... jedes zehnte Unternehmen konnte Umsätze um mehr als 20 % steigern 
Erfreulicherweise schaffte es aber auch ein Viertel der deutschen Industrieun-
ternehmen, selbst das Jahr 2009 noch mit einer Umsatzsteigerung abzu-
schließen – jedes zehnte sogar mit einem Zuwachs von mehr als 20 %. Das 
Krisenjahr wurde also für einen Teil der Unternehmen durchaus zum Erfolgs-
jahr. Hierunter befanden sich besonders häufig Unternehmen mit reiner Bin-
nenorientierung. Deren Umsätze waren aufgrund des verzögerten Einbruchs 
der Inlandsnachfrage weniger stark von der Krise betroffen als im Ausland en-
gagierte Unternehmen. Auch die Eigenschaft, mit dem eigenen Portfolio eine 
Nische gefunden zu haben, die mit (hochpreisigen) Qualitätsprodukten bedient 
wird, zeichnete die Erfolgsunternehmen aus. Die Unternehmen der Baubran-
che starteten mit einem Auftragsplus ins vergangene Jahr und konnten nicht 
zuletzt aufgrund der Infrastrukturausgaben im Rahmen der Konjunkturpakete 
überdurchschnittlich häufig Umsatzsteigerungen generieren. 
Umsatzerwartungen: Moderater Zuwachs gibt Hoffnung 
Frei nach dem Motto: „Es kann nur besser werden“ zeigen sich die deutschen 
Industrieunternehmen für den weiteren Jahresverlauf 2010 wieder optimisti-
scher. Der Aufwärtstrend der Auftragseingänge, der sich mit einer zweimona-
tigen Verzögerung in der Produktion bemerkbar macht, deutet auf eine Aus-
weitung der Industrieproduktion im weiteren Jahresverlauf hin. 
Ausgehend von dem niedrigen Niveau des Vorjahres, rechnen die Unterneh-
men für das laufende Jahr im Durchschnitt mit einem Umsatzwachstum zwi-
schen 2 % und 3 %. Von steigenden Gesamtumsätzen gehen 42 % der Un-
ternehmen aus, ein weiteres Drittel erwartet, zumindest das Niveau des Vor-
jahres erreichen zu können. Das verbleibende Viertel der Unternehmen erwar-
tet weitere Umsatzrückgänge, wobei die Vorjahresumsätze in diesen Fällen 
voraussichtlich um mehr als 13  % im Mittel unterschritten werden. Erfreuli-
cherweise übersteigt die Zahl der Unternehmen mit Aussichten auf steigende 
Absatzzahlen über alle Größenklassen hinweg diejenigen mit sinkenden Um-
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satzerwartungen. Deutlich wird jedoch, dass die Unternehmen mit steigender 
Größe optimistischer auf die Absatzchancen 2010 blicken (vgl. Abbildung 6). 
Abbildung 6:   Für 2010 erwartete Umsatzentwicklung  
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Angaben in %, Werte hochgerechnet, Basis: n= 1.276








































Export wird 2010 zur treibenden Kraft  
Der weltweite Handel leistet einen wesentlichen Beitrag zur wirtschaftlichen 
Entwicklung Deutschlands. Nach Angaben des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie sichert er hierzulande jeden vierten Arbeitsplatz, in der 
Industrie sogar jeden dritten. Schließlich wird jeder zweite BIP-Euro im Au-
ßenhandel erwirtschaftet. 
Im ersten Jahr nach der Rezession springt der Exportmotor wieder an und 
wird wieder zur treibenden Kraft. Nur 13 % der auslandsaktiven Unternehmen 
gehen für 2010 von sinkenden Exportumsätzen aus – für mehr als vier von 
zehn dieser Unternehmen überwiegt der positive Effekt der Auslandsnachfra-
ge. Den Exporten kommt derzeit der schwache Euro zu Hilfe: Seit Jahresbe-
ginn hat die europäische Gemeinschaftswährung mehr als ein Zehntel an Wert 
gegenüber dem Dollar verloren. 
Dass die starke Fokussierung der deutschen Wirtschaft auf Märkte jenseits 
der eigenen Grenzen nicht nur Chancen, sondern auch Risiken birgt, hat der 
Verlauf des Jahres 2009 gezeigt. Mit Europa ist zwar der wichtigste deutsche   17
Exportmarkt noch durch die Flaute geschwächt – Deutschland setzt drei Vier-
tel aller exportierten Waren und Dienstleistungen in Europa ab. Allerdings soll-
te die stärkere Dynamik in den Schwellenländern Asiens den Exporten der 
deutschen Industrie zu positiven Wachstumsraten verhelfen. 
Einstieg in Exportmärkte wird 2010 nur selten realisiert 
Nur vereinzelt werden die bisher rein binnenmarktorientierten Unternehmen in 
diesem Jahr erstmals Absatzchancen im Ausland wahrnehmen. Gleichzeitig 
gehen sie nur von geringen Nachfrageimpulsen der heimischen Märkte aus. In 
der Gesamtschau erwarten die binnenorientierten Unternehmen einen Um-
satzrückgang von 0,5 %. Die sich rege entwickelnde Auslandsnachfrage sollte 
daher den Firmen gerade jetzt ein Anreiz sein, verstärkt über die Erschließung 
von Absatzpotentialen jenseits der Grenzen nachzudenken. 
Im März 2010 präsentierte das Bundeswirtschaftsministerium seine Außen-
wirtschaftsoffensive. Etwa mit außenpolitischen Flankierungsmaßnahmen, 
dem Abbau von Bürokratie und der thematischen Bündelung der Außenwirt-
schaftsförderung möchte das Ministerium die Unternehmen unterstützen. In 
der Herbstbefragung 2009 des BDI-Mittelstandspanels hatten aber nur wenige 
der nicht-exportierenden Unternehmen (7,7  %) einen positiven Zusammen-
hang zwischen einer Optimierung der Außenwirtschaftsförderung und den ei-
genen Exportaktivitäten hergestellt. Ein Drittel der bereits auf Auslandsmärk-
ten aktiven Unternehmen hatte einer Optimierung/Ausweitung der Außenwirt-
schaftsförderung positive Impulse zugesprochen.  
2.2.2 Umsatzrendite: Nach Verlusten im Krisenjahr geht der Blick nach 
vorne 
Das Jahr 2008 war maßgeblich durch eine zweigeteilte Entwicklung gekenn-
zeichnet: Im ersten Halbjahr konnten die Unternehmen noch gute Umsätze 
und Gewinne realisieren; im zweiten Halbjahr traf die Unternehmen der welt-
wirtschaftliche Einbruch, und die Kennzahlen fielen zum Teil deutlich in den 
Negativbereich. Unterm Strich gelang es jedoch, die Umsatzrendite 2008, d.h. 
das Verhältnis von Jahresüberschuss vor Steuern zu Umsatz, weitgehend auf 
einem konstanten Niveau zu halten. Im vergangenen Jahr, das in vollem Um-
fang von der Krise überschattet war, konnte diese zentrale Erfolgskennzahl 
nicht mehr standhalten.  
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Jedes fünfte Industrieunternehmen in 2009 in der Verlustzone 
Auch und insbesondere das Festhalten an der Stammbelegschaft (siehe Kapi-
tel 2.3) bei gleichzeitig massiv sinkenden Umsätzen hat dazu geführt, dass 
mehr als jedes fünfte vom BDI-Mittelstandspanel erfasste Unternehmen im 
vergangenen Jahr Verluste erlitten hat. Noch in 2008 schrieb nur jedes zehnte 
Unternehmen rote Zahlen. Von Verlusten gleichermaßen betroffen waren gro-
ße und kleine, rein binnenmarkt- oder exportorientierte Unternehmen. Am obe-
ren Ende der Renditeskala, sprich einer Umsatzrendite von 10 % oder mehr, 
konnten sich nur noch wenige Unternehmen halten. Erreichten im Vorjahr 
noch gut 22 % der Unternehmen diese Zone, gelang dies in 2009 nur noch 
13 %.  
Gute Renditen bleiben auch in 2010 eher die Ausnahme 
Die Umsätze der Unternehmen werden sich im laufenden Jahr zwar erholen, 
aber nur in kleinen Schritten. Bei relativ konstanten Personalkosten und wie-
der ansteigenden Rohstoffpreisen kann für das Jahr 2010 daher noch keine 
breit angelegte Erholung der Renditen in den deutschen Industrieunternehmen 
prognostiziert werden. Die Zahl der Unternehmen mit sinkenden Renditeer-
wartungen übersteigt die Zahl derer mit positiven Aussichten (vgl. Abbildung 
7). Recht deutlich ist jedoch zu sehen, dass die Unternehmen mit steigender 
Größe tendenziell häufiger in der Lage sein werden, ihre Ertragssituation zu 
verbessern. Während in der untersten Größenklasse lediglich gut jedes fünfte 
Unternehmen mit steigenden Renditen rechnet, erhöht sich dieser Anteil auf 
knapp 42 % in der Gruppe der Großunternehmen. 
Erfreulich ist, dass über die Hälfte der Unternehmen, die im letzten Jahr Ver-
luste hinnehmen mussten, von einem Anstieg der Rendite in 2010 ausgeht. 
Unternehmen mit positiver Ertragslage in 2009 erwarten für das laufende Jahr 
eher rückläufige, maximal gleich bleibende Erträge. In der Gesamtschau wer-
den sich die Umsatzrenditen deshalb im niedrigen Renditebereich annähern.   19
Abbildung 7:  Erwartete Entwicklung der Umsatzrendite in 2010  
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2.2.3  Beschäftigung in der Industrie: Abwärtsdynamik geht zurück 
Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf den deutschen Arbeitsmarkt sind 
entgegen den Erwartungen moderat geblieben. Im Jahresschnitt 2009 nahm 
die Arbeitslosenquote im Vergleich zum Vorjahr um 0,4 Prozentpunkte auf 
8,2 % zu – weit weniger als zu Beginn des Jahres erwartet. Die Verlängerung 
der geförderten Kurzarbeit, gepaart mit dem Festhalten der deutschen Unter-
nehmen an ihrer Fachkräftebasis, bedeutete eine immense Entlastung für den 
Arbeitsmarkt. Da nach Angaben des Statistischen Bundesamtes die Zahl der 
geleisteten Arbeitsstunden im Verarbeitenden Gewerbe deutlicher zurückging 
als die Lohnsumme, wurden Produktivitätsrückgänge bewusst in Kauf ge-
nommen, um die Fachkräftebasis zu halten. Im laufenden Jahr werden die Un-
ternehmen bestrebt sein, ihre Produktivität wieder dem Niveau von vor der 
Rezession anzunähern. Die Zahl der Beschäftigten wird sich dementspre-
chend erst dann erhöhen, wenn die Möglichkeiten zur flexiblen Gestaltung der 
Personalkapazitäten ausgeschöpft sind. 
Fast jedes zweite Industrieunternehmen musste Beschäftigung abbauen 
Der für das Jahr 2009 in den amtlichen Statistiken belegte Abbau von Be-
schäftigung im Verarbeitenden Gewerbe wird auch durch die Angaben der In-
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dustrieunternehmen im BDI-Mittelstandspanel bestätigt. Betroffen waren Be-
schäftigte in 47 % aller befragten Unternehmen. Im Vorjahr hatte nur jedes 
dritte Unternehmen die Zahl der Beschäftigten reduzieren müssen. Die Zahl 
der Unternehmen, die die Belegschaft zurückführten, überwog in allen Grö-
ßenklassen die Zahl derjenigen, die Beschäftigung aufbauten. Je größer die 
Unternehmen und ihre Exportorientierung, desto häufiger fanden drastische 
Einschnitte im Personalbestand statt. 
Beschäftigungsrückgang in der Industrie in 2010 nur noch moderat 
Die Erwartungen für das laufende Jahr 2010 zeichnen ein etwas freundliche-
res Bild. So wird der Anteil der Unternehmen, die im laufenden Jahr die Mitar-
beiterzahl weiter reduzieren, auf weniger als jedes fünfte zurückgehen (vgl. 
Abbildung 8). Da ein Aufbau von Beschäftigung in nur knapp 12 % der Unter-
nehmen stattfinden wird, muss für 2010 aber mit einem weiteren Rückgang 
der Industriebeschäftigten im Inland im Umfang von gut einem Prozent ge-
rechnet werden. Mit der Anpassung der Mitarbeiterzahl reagieren die Unter-
nehmen auf die noch immer geringe Kapazitätsauslastung. Nach einer durch-
schnittlichen Auslastung von 83 % in den letzten Jahren war diese im Zuge 
der Krise auf nur noch 70 % im Frühjahr 2009 gesunken. Auch wenn die Aus-
lastung der deutschen Industrie nun wieder bei etwa drei Viertel der Kapazitä-
ten liegt, wird eine leichte Korrektur der Beschäftigtenzahlen nach unten not-
wendig sein, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können. 
Der Abbau von Beschäftigung wird tendenziell eher in größeren Unternehmen 
stattfinden – sowohl was den Anteil der betroffenen Unternehmen als auch 
den absoluten Beschäftigungsabbau betrifft. Diese hatten ihre Beschäftigung 
im letzten Jahr im Vergleich zu kleinen Unternehmen nur in geringerem Aus-
maß zurückgeführt. Grund waren die verstärkte Nutzung von Flexibilisierungs-
instrumenten, starre Kündigungsfristen und bestehende Betriebs- und Tarif-
vereinbarungen.   21
Abbildung 8:  Für 2010 erwartete Entwicklung der Inlandsbeschäftigung 
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Leiharbeit etabliert sich als Instrument zur Gestaltung der Kapazitäten 
In den vergangen Jahren wurde eine Flexibilisierung des Arbeitseinsatzes 
durch eine verstärkte Nutzung von Leiharbeit erreicht. Mittlerweile gilt die Zahl 
der Leiharbeitnehmer als ein Frühindikator für die konjunkturelle Entwicklung 
der Gesamtwirtschaft. Während die Branche in wirtschaftlich guten Zeiten 
überdurchschnittlich viele Beschäftigungsverhältnisse aufbaute, kam es im 
wirtschaftlichen Abschwung auch zu einem dementsprechend raschen und 
umfangreichen Beschäftigungsrückgang. Gesamtwirtschaftlich gesehen, war 
die Zahl der Leiharbeitnehmer Branchenangaben zufolge nach Ausbruch der 
Wirtschaftskrise von ehemals 800.000 bis zum Frühjahr 2009 um knapp 
300.000 zurückgegangen. Seitdem ist in der Leiharbeitsbranche wieder ein 
leichter Aufwärtstrend zu erkennen; auf längere Sicht wird ihre Bedeutung wei-
ter zunehmen. 
Der Abbau von Leiharbeit diente im Zuge der Krise als kurzfristig realisierbare 
Maßnahme zur Entlastung der Personalkosten und zur Schonung der Liquidi-
tät. Zu Beginn der Krise hatte nach Angaben der Panel-Befragung rund jedes 
vierte deutsche Industrieunternehmen Leiharbeitskräfte unter Vertrag. Dieser 
Wert reduzierte sich über den Jahreswechsel 2008/2009 drastisch auf knapp 
15  %. Im Zuge dessen verringerte sich die Summe der entliehenen Arbeit-
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nehmer um ca. 40 %, so dass nunmehr nur noch jeder 40. Beschäftigte der 
Industrie von einem Leiharbeitsunternehmen gestellt wird. Seit dem starken 
Rückgang ist dieser Prozess zum Stillstand gekommen – nach Angaben der 
befragten Industrieunternehmen verharren sowohl die Zahl der entleihenden 
Unternehmen als auch die der entliehenen Arbeits- und Fachkräfte in etwa auf 
dem gleichem Niveau. 
Leichte Impulse aus der Industrie in Richtung Leiharbeit 
Aufgrund der geringen Auslastung der Produktionskapazitäten und der noch 
immer regen Nutzung der Kurzarbeit weitet sich die Anzahl der von deutschen 
Industrieunternehmen beschäftigten Leiharbeitskräfte im Laufe des Jahres 
2010 voraussichtlich nur leicht aus. Von der Gesamtheit aller befragten Unter-
nehmen werden lediglich 13 % in naher Zukunft intensiver von dieser Möglich-
keit Gebrauch machen. Gleichzeitig werden 6,5 % aller Unternehmen den Um-
fang der Leiharbeiter reduzieren (vgl. Abbildung 9). Zudem wird nur jedes 
zehnte Unternehmen, das zum Ende letzten Jahres keinen Gebrauch von der 
befristeten Arbeitnehmerüberlassung machte, in 2010 auf diese Form der fle-
xiblen Gestaltung des Arbeitskräftepotentials zurückgreifen. 
Abbildung 9:  Für 2010 erwartete Entwicklung der Nutzung von Leiharbeit 
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Per saldo ist also vorerst keine deutliche Belebung dieses Arbeitsmarktseg-
mentes durch die Industrie zu erwarten. Zurzeit ist hier das Beschäftigungs-
verhalten der Großunternehmen prägend. Wenn Leiharbeit auf- bzw. abge-
baut wird, dann geht dies in überdurchschnittlichem Maße auf entsprechende 
Aktionen dieser Unternehmen und nicht auf den Mittelstand zurück. 
Befürchtungen, dass eine verstärkte Nutzung von Leiharbeitskräften zu einer 
Verdrängung von Neueinstellungen führe, sind den Ergebnissen des BDI-
Mittelstandspanels zufolge unbegründet. Wie oben berichtet, plant insgesamt 
gut jedes zehnte Unternehmen in 2010 eine Aufstockung der Beschäftigung 
im Inland. Unter denjenigen Unternehmen, die nach eigenen Angaben die 
Zahl der Leiharbeitskräfte erhöhen wollen, plant jedes dritte Unternehmen 
auch eine Ausweitung der Stammbelegschaft. 
2.3  Investitionen und Finanzierung 
Zusammenfassung: Die Beurteilung der Finanzierungsbedingungen in der In-
dustrie hat sich trotz des beginnenden Aufschwungs nur wenig verändert: Kei-
ne wirkliche Verbesserung, aber auch keine weitere Verschlechterung. Zwar 
bleibt die Kreditvergabepraxis der Banken restriktiv und das Kreditvolumen 
sinkt, doch eine flächendeckende Kreditklemme ist weiterhin nicht in Sicht. 
Aufgrund der krisenbedingten Unsicherheit zeigten sich die Industrieunter-
nehmen bereits im Frühjahr 2009 äußerst zurückhaltend in ihrer Investitions-
neigung. Der Blick zurück offenbart allerdings, dass mehr investiert wurde, als 
auf dem Höhepunkt der Krise geplant war. Die Schätzungen zur Investitionstä-
tigkeit für das Jahr 2010 stimmen verhalten hoffnungsvoll – große Sprünge 
sind aber nicht zu erwarten. Wie im letzten Jahr stellen Ersatzanschaffungen 
auch in diesem Jahr das dominierende Investitionsziel der Industrie dar.  
2.3.1 Finanzierungsbedingungen: Leichte Entspannung im industriellen 
Mittelstand 
Nach der Überwindung der Rezession lassen sich erstmals Entspannungsten-
denzen bei der Versorgung mit Krediten erkennen. Das zeigt die aktuelle Be-
fragung des BDI-Mittelstandspanels. Während im Herbst 2009 noch jedes 
zweite Industrieunternehmen eine Verschlechterung seiner Finanzierungsbe-
dingungen seit Ausbruch der Krise beobachtete, haben sich die Aussichten in 
der aktuellen Frühjahrsbefragung deutlich aufgehellt: Eine Verschlechterung 
der Finanzierungsbedingungen im letzten halben Jahr beobachten nur noch 
23 % der Unternehmen (vgl. Abbildung 10). Der überwiegende Teil hiervon 
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berichtet über eine kontinuierliche Verschlechterung seit Krisenbeginn. Der 
Anteil der Unternehmen, die erstmals über eine negative Entwicklung des fi-
nanziellen Umfelds berichten, ist im Vergleich zum Herbst 2009 deutlich von 
knapp 15 % auf nicht einmal 4 % zurückgegangen. Mit 64 % bezeichnen fast 
zwei Drittel der Unternehmen die Finanzierungsbedingungen der letzten sechs 
Monate als stabil, gut 12 % berichten sogar von einer positiven Entwicklung. 
Die Hinweise auf eine flächendeckende Kreditklemme verdichten sich nicht.  
Abbildung  10: Veränderung der Finanzierungsbedingungen und Auswirkun-
gen auf die Unternehmensfinanzierung 
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Überdurchschnittlich häufig beurteilten die exportstarken sowie die größeren 
Unternehmen (mehr als 250 Beschäftigte) die Entwicklung ihres Finanzie-
rungsumfelds im letzten Halbjahr positiv. In dieser Unternehmensgruppe, wie 
auch in den Kleinunternehmen, hatten sich die Finanzierungsbedingungen seit 
dem Einbruch der Finanzmärkte besonders negativ entwickelt. Im Gegensatz 
zur Aufhellung in den obersten Größenklassen kam es für die kleinen Unter-
nehmen nur unterdurchschnittlich häufig zu einer Verbesserung. 
Bereitstellung von Liquidität noch immer das häufigste Problem 
Die aktuelle Befragung zeigt, dass Unternehmen, deren Finanzierungsbedin-
gungen sich verschlechtert haben, wie bereits im Herbst 2009 am häufigsten 
Einschränkungen bei der Bereitstellung neuer Kreditlinien feststellen (66,7 %;   25
vgl. Abbildung 10). Trotz eines Bedeutungsverlusts von fast zehn Prozent-
punkten stellt die Verfügbarkeit kurzfristig liquider Mittel noch immer das größ-
te Problem der Industrieunternehmen dar. Entspannt hat sich die Lage im Hin-
blick auf den Zugang zu Investitionskrediten. Entschärft ist sie jedoch noch 
nicht: Für 42,3 % der Industrieunternehmen, die sich mit restriktiveren Finan-
zierungsbedingungen konfrontiert sehen, ist der Zugang zu Investitionskredi-
ten immer noch erschwert. 
Dokumentations- und Sicherheitsanforderungen verschärfen sich 
Nach den Angaben der mittelständischen Industrieunternehmen haben die 
Dokumentations- und Sicherheitsanforderungen der Banken weiter zugenom-
men. Diese Beurteilung deckt sich mit der Sichtweise von Experten, die davon 
ausgehen, dass sich für etwa 80 % aller mittelständischen Unternehmen das 
Kreditrating spürbar verschlechtert hat oder aufgrund der noch anstehenden 
Bewertungen auf Basis der Geschäftszahlen für 2009 verschlechtern wird. 
Zugang zu Investitionskrediten hemmt Investitionsentscheidung nicht 
Eine detaillierte Betrachtung der negativ veränderten Finanzierungsbedingun-
gen in Abhängigkeit von der Investitionstätigkeit liefert weitere Erkenntnisse 
(vgl. Abbildung 11). Entwarnend in der Diskussion um eine mögliche Kredit-
klemme wirkt zunächst der Befund, dass Unternehmen mit Investitionsplänen 
für das Jahr 2010 seltener über eine zögerliche Vergabe neuer Investitions-
kredite klagen als noch im Herbst. Damals hatten gut sechs von zehn Unter-
nehmen, die sowohl Investitionen tätigten als auch von einer negativen Ent-
wicklung der Finanzierungsbedingungen betroffen waren, Schwierigkeiten 
beim Zugang zu Krediten. Sechs Monate später gilt dies noch für rund 47 % 
dieser Unternehmen. 
Ungeachtet dieser Verbesserung sehen es viele der investierenden Unter-
nehmen vorerst noch als schwierig an, den zusätzlichen Finanzierungsbedarf 
zu decken, der im Laufe des Jahres durch die geplanten Investitionsprojekte 
entsteht. Dies gilt umso mehr in Fällen, in denen die Investition auch mit einem 
zusätzlichen Betriebsmittelbedarf verbunden ist. Allerdings sollte die Konjunk-
turbelebung bald für eine weitere Entspannung der Finanzierungssituation sor-
gen. Zum einen wird sich in vielen (insbesondere mittleren und größeren) Un-
ternehmen der Selbstfinanzierungsspielraum im Zuge erwarteter Umsatz- und 
Ertragssteigerungen ausweiten. Zum anderen dürfte sich die in der Krise ge-
sunkene Bonität wieder verbessern, sodass es leichter fallen wird, für den aus 
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heutiger Sicht noch nicht gedeckten Finanzierungsbedarf die nötigen Mittel zu 
beschaffen. 
Abbildung 11:  Negative Aspekte der Finanzierungsbedingungen 
© IfM Bonn



















Angaben in %, Werte hochgerechnet, Basis: n = 282
Zögerliche Vergabe
neuer Kreditlinien








Schlechterer Zugang zu 
alternativen Finanzierungsformen




Von den Unternehmen, die im letzten Jahr nicht investiert und über schlechte-
re Finanzierungsbedingungen geklagt haben, konstatierten im Herbst 2009 
ebenfalls knapp sechs von zehn einen Mangel an Investitionsmitteln. In der 
aktuellen Befragung ist deren Anteil auf knapp 40 % zurückgegangen. Diese 
Unternehmen haben häufiger Probleme beim Zugang zu Kreditlinien und kla-
gen über vermehrte Gespräche mit ihrer Hausbank. Zudem sind sie in stärke-
rem Ausmaß von höheren Risikoaufschlägen und strengeren Dokumentations- 
sowie Sicherheitsanforderungen der Banken betroffen. Die Ergebnisse deuten 
darauf hin, dass in diesen Fällen die Investitionen auch aufgrund der ange-
spannten eigenen Finanzlage eingefroren wurden, um die finanzielle Situation 
vorerst zu entschärfen.  
Wirtschaftsfonds Deutschland: Kleine Unternehmen wollen es alleine 
schaffen  
Um möglichen Finanzierungsengpässen entgegenzuwirken, hat die Bundes-
regierung zwei Konjunkturpakete aufgelegt. Ein zentraler Baustein der Kon-
junkturpakete ist der Wirtschaftsfonds Deutschland. Dieser bietet Unterneh-
men eine Möglichkeit zur Lösung von krisenbedingten Finanzierungsschwie-  27
rigkeiten. Der Fonds stellt öffentliche Kredite und Bürgschaften im Umfang von 
bis zu 115 Milliarden Euro zur Verfügung. Die Bewältigung krisenbedingter 
Finanzierungsprobleme zur Sicherung von Wachstum und Arbeitsplätzen steht 
dabei im Fokus. Bis Ende April 2010 waren mit gut 12 Milliarden Euro etwa 
10 % des Fondsvolumens bewilligt, gut die Hälfte der Finanzmittel ging an mit-
telständische Unternehmen (mit bis zu 500 Millionen Euro Umsatz).  
Im Rahmen des BDI-Mittelstandspanels wurden die Teilnehmer nach der In-
anspruchnahme dieses Kredit- und Bürgschaftsprogramms befragt. Wie nach 
den offiziellen Angaben zur Ausschöpfung zu erwarten war, haben gut 95 % 
der Industrieunternehmen den Fonds bisher nicht in Anspruch genommen. 
Befragt nach den Gründen für die geringe Resonanz auf das Programm, lautet 
das Urteil mehrheitlich: Kein Bedarf (69,6 %) – ein weiteres Indiz gegen das 
Vorliegen einer Kreditklemme. Ein gutes Viertel der Unternehmen (26,4 %), 
die den Wirtschaftsfonds Deutschland nicht beansprucht haben, will trotz ei-
gentlich vorhandenem Finanzbedarf auf staatliche Unterstützung verzichten. 
Ohne Hilfe wollen vor allem kleine Unternehmen auskommen.  
Bearbeitungsdauer ist größter Kritikpunkt 
Unternehmen, die Erfahrungen mit dem Wirtschaftsfonds Deutschland ge-
sammelt haben – sei es durch eine Inanspruchnahme von Mitteln oder zumin-
dest durch deren Beantragung –, hatten die Gelegenheit, Elemente der Bean-
tragung und Ausgestaltung zu beurteilen. Aufgrund geringer Fallzahlen sind 
die Ergebnisse jedoch vorsichtig zu interpretieren.  
Als häufigster Kritikpunkt wurde die Bearbeitungsdauer der Anträge genannt. 
Dies wurde insbesondere von denjenigen Unternehmen bemängelt, deren An-
trag abgelehnt oder zurückgezogen wurde. Selbige beklagen auch häufiger 
mangelnde Unterstützung durch die Hausbank und den Kenntnisstand der 
Bankberater. Die Ausgestaltung der Förderrichtlinien sowie die Konditionen 
der Kredite und Bürgschaften wurden im Mittel als geringstes Hemmnis gese-
hen und nur von jedem vierten Unternehmen mit Erfahrungen bei der Bean-
tragung als negativ beurteilt. 
Trotz der insgesamt zu verzeichnenden Entspannung der Finanzierungs- und 
Investitionsbedingungen bedarf die finanzielle Situation der deutschen Indust-
rieunternehmen weiterer Beobachtung. Mit der konjunkturellen Erholung 
wachsen die Herausforderungen an den Finanzsektor. Bei einer weiterhin 
langsamen Erholung der Wirtschaftsaktivitäten im aktuellen Jahr, einem anhal-
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tend schwachen Investitionsgeschehen sowie angesichts der Angaben zur 
Inanspruchnahme des Wirtschaftsfonds Deutschland scheint eine Kredit-
klemme in der Industrie aktuell eher unwahrscheinlich.  
2.3.2  Investitionsverhalten nach der Krise: Vorsichtiger Optimismus 
Mit Beginn der Rezession und dem deutlichen Einbruch im Jahr 2008 wurden 
in den Unternehmen zunächst einmal nicht zwingend notwendige Ausgaben 
gestoppt. Das Investitionsvolumen lag in 2008 daher deutlich unter den vor 
der Krise aufgestellten Planungen. Gut sechs von zehn deutschen Industrie-
unternehmen kompensierten krisenbedingte Ausfälle durch das Verschieben 
von Investitionen, so die Angaben aus der Frühjahrsbefragung 2009. Die Er-
gebnisse der aktuellen Erhebung zeigen, dass die auf dem Höhepunkt der 
Krise im Frühjahr 2009 getroffenen Voraussagen über das Investitionsvolu-
men des nunmehr abgelaufenen Jahres etwas zu pessimistisch waren. Das 
Investitionsvolumen der deutschen Industrieunternehmen überstieg die vorma-
ligen Erwartungen. Der Krise zum Trotz: Jedes vierte Unternehmen steigerte 
Investitionen 
Noch zu Beginn des Jahres 2009 waren mehr als vier von zehn Unternehmen 
von sinkenden Investitionsbudgets ausgegangen, nur zwei von zehn rechne-
ten mit einer Steigerung. Wie die aktuelle Erhebung zeigt, haben in der Tat 
rund 45 % der Unternehmen ihre Investitionen in 2009 im Vergleich zum Vor-
jahr zurückgefahren. Der Krise und allen Sparmaßnahmen zum Trotz sah sich 
aber auch gut jedes vierte Unternehmen in der Lage, die Investitionen im Vor-
jahresvergleich auszuweiten. In den oberen Größenklassen gelang dies 
durchweg gut jedem dritten Unternehmen. 
In 2009 war eine Investitionsplanung noch schwieriger als in normalen Zeiten. 
Einigermaßen Planungssicherheit bestand offenbar bei den kleinen Unter-
nehmen. Hier decken sich Vorausschau und Vollzug weitgehend. Größere Un-
ternehmen waren häufig in ihren Prognosen zu pessimistisch, zumindest was 
die Investitionsvorausschau betrifft. 
Investitionen kommen nur langsam in Schwung 
Für das laufende Jahr 2010 ist trotz verbesserter Auftragslage kaum mit einer 
Steigerung der Investitionsbereitschaft zu rechnen. Nach aktuellen Untersu-
chungen liegt die Kapazitätsauslastung der Industrieunternehmen zurzeit im 
Durchschnitt bei etwa 75 % – im laufenden Jahr wird daher die Investitionstä-
tigkeit schwach bleiben. Nach dem derzeitigen Planungsstand werden ledig-  29
lich gut 53 % der befragten Unternehmen investieren. Der Anteil investieren-
der Unternehmen liegt damit unwesentlich über dem des letzten Jahres 
(51,3  %) und immer noch deutlich unter dem Wert aus dem Jahr 2008 
(64,7 %).  
Abbildung 12:  Für 2010 erwartete Entwicklung der Investitionsausgaben 
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Das insgesamt geplante Investitionsvolumen der Befragten übersteigt im ak-
tuellen Jahr das Investitionsniveau des Vorjahres nicht. Die Prognosen zeigen, 
dass die Hälfte der befragten Unternehmen ihr Investitionsverhalten unverän-
dert lassen will. Jeweils etwa ein Viertel geht von wachsenden bzw. rückläufi-
gen Investitionsaktivitäten aus (vgl. Abbildung 12). Im Gegensatz zur Früh-
jahrsbefragung 2009 – gut vier von zehn Unternehmen rechneten damals mit 
einem Nachlassen ihrer Investitionstätigkeiten – sind die Aussichten für das 
Jahr 2010 damit wieder etwas günstiger. 
Mittlere und große Unternehmen wollen mehr investieren 
Vor allem überdurchschnittlich viele mittlere und große Unternehmen wollen 
ihr investives Engagement wieder deutlich ausbauen. Die kleineren Industrie-
unternehmen verhalten sich weiterhin eher abwartend. Das Investitionsrisiko 
ist vielen von ihnen angesichts der noch gegebenen Unsicherheiten zu hoch. 
Unter den größeren Unternehmen holen viele in 2009 aufgeschobene Investi-
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tionen jetzt nach – dies gilt insbesondere für die exportierenden Unternehmen, 
die im Mittel auch eine höhere Mitarbeiterzahl aufweisen. Hier gehen immerhin 
30 % von einem Wachstum der Investitionen aus, während es bei den bin-
nenmarktorientierten Unternehmen lediglich zwei von zehn Unternehmen sind.  
Die Zahlen für die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe der ersten 
Monate 2010 geben ihnen recht: Die Nachfrage aus dem Ausland legte konti-
nuierlich zu, was für eine langsam fortgesetzte Erholung spricht. Sollte sich die 
konjunkturelle Lage im Laufe des Jahres weiter verstetigen, so ist es durchaus 
möglich, dass auch die kleineren Unternehmen, die in ihrem Investitionsver-
halten recht flexibel sind, ihre Pläne noch nach oben korrigieren. 
Ausgaben für Kapazitätserweiterung sinken weiter 
In den wachstumsstarken Jahren vor der Rezession bildete die Ausweitung 
der Kapazitäten zunehmend einen Investitionsschwerpunkt. Auf ihrem Höhe-
punkt in 2008 machten Erweiterungsinvestitionen fast 39 % der Investitions-
summe aus (vgl. Abbildung 13). Mit dem konjunkturellen Abschwung und der 
starken Unterauslastung der Kapazitäten gingen die Erweiterungspläne der 
Unternehmen drastisch zurück. Im vergangenen Jahr wurden nur noch etwas 
mehr als drei von zehn Investitions-Euro für diesen Zweck ausgegeben. Für 
2010 wird ein weiterer Rückgang der Investitionen zur Kapazitätserweiterung 
erwartet. Am häufigsten planen größere Industriebetriebe, ihre Kapazitäten in 
2010 auszuweiten. Insgesamt wird das Augenmerk aber zunächst auf der 
Ausschöpfung vorhandener Kapazitäten liegen, bevor in liquiditätsabschöp-
fende Erweiterungen investiert wird.   31
Abbildung 13:  Verteilung des Investitionsvolumens nach Investitionszielen im 
Zeitverlauf 
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Das dominierende Ziel der industriellen Investitionen waren deshalb in 2009 
mit 34,4 % der Investitionssumme die Ersatzanschaffungen. In 2008 wurden 
nur 27,4 % des gesamten Investitionsvolumens auf dieses Ziel verwandt. Da-
mit richteten die Unternehmen in der Zeit des Übergangs von Krise zu Auf-
schwung ihr Augenmerk auf die Erneuerung des Anlagevermögens. Auch in 
2010 wird voraussichtlich insgesamt ein Drittel der Investitionsausgaben die-
sem Zweck dienen – vor allem kleinere Unternehmen verfolgen dieses Investi-
tionsziel. Verstärkt in den Fokus rücken auch Investitionen zur Rationalisie-
rung und Kostensenkung. War dieser Investitionsschwerpunkt mit knapp 20 % 
in 2008 nur von untergeordneter Bedeutung, planen die Unternehmen für das 
laufende Jahr 2010 fast ein Viertel ihres Investitionsvolumens für derartige 
Maßnahmen einzusetzen. In die Nutzung von Rationalisierungs- und Kosten-
senkungspotentialen investieren schwerpunktmäßig große Unternehmen. 
2.4  Forschung und Entwicklung/Innovationen: Bedeutung für den in-
dustriellen Mittelstand 
Zusammenfassung: Die konjunkturelle Berg- und Talfahrt lässt auch die Inno-
vationsaktivitäten der Industrieunternehmen nicht unberührt. Dennoch planen 
lediglich 5 % der Industrieunternehmen eine Reduktion ihrer Innovationsaus-
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gaben. Die Stärke des industriellen Mittelstands liegt in der Neuentwicklung 
von Produkten, die zumeist im kreativen Zusammenspiel mit Kunden und Zu-
lieferern erfolgt. Ziel muss dabei die Verkürzung langer Umsetzungszeiten 
sein, die als größtes Innovationshemmnis eingestuft werden. Die Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten ließen sich u. a. mittels einer steuerlichen Förde-
rung weiter steigern. Jedes zweite Industrieunternehmen würde auf eine sol-
che Möglichkeit zugreifen, um weitere FuE-Anstrengungen zu unternehmen. 
2.4.1  Innovationen als Thema der Zukunft 
Die Umsetzung von Innovationen als Ergebnis von Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten dient der Sicherung eigener Wettbewerbsvorteile und ist der 
Schlüssel zum Markterfolg. Die Dynamik des Innovationswettbewerbs nimmt 
nicht nur national, sondern auch international stetig zu. Um gestärkt aus der 
Finanz- und Wirtschaftskrise hervorzugehen und Chancen nutzen zu können, 
die sich aus der Neuordnung der Märkte ergeben, muss die deutsche Wirt-
schaft ihre Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen fortführen und weiter 
intensivieren. Denn die Fähigkeit, mit innovativen Produkten und Prozessen 
auf den nationalen und internationalen Märkten aufzutreten, wird über die Rol-
le der deutschen Unternehmen im Aufschwung und die Nachhaltigkeit des 
Wirtschaftswachstums mitentscheiden. 
Not macht erfinderisch 
In der Herbstbefragung 2009 des BDI-Mittelstandspanels wurde das Innovati-
onsmanagement bereits als Thema der Zukunft von den Befragten identifiziert. 
Der Übergang zwischen Krise und Aufschwung kann die Gelegenheit bieten, 
Etabliertes zu hinterfragen und Weiterentwicklungen voranzutreiben. Auch das 
BDI-Mittelstandspanel bestätigt diesen Eindruck: Insgesamt betreibt über die 
Hälfte der befragten mittelständischen Industrieunternehmen Forschung und 
Entwicklung bzw. tätigt Innovationen, sei es im Bereich der Produkte, Prozes-
se oder gar des Geschäftsmodells. Über ein eigenes Budget verfügen in die-
sem Bereich jedoch nur 16,5 % der Unternehmen, worunter sich mehrheitlich 
solche der oberen Größenklassen befinden. Dabei gilt eine eigene Budgetie-
rung der Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen als Indiz für die Veran-
kerung des innovativen Gedankens in der Unternehmensorganisation. In die-
sem Zusammenhang ist allerdings zu berücksichtigen, dass gerade bei mittel-
ständischen Unternehmen Entwicklungsaktivitäten oft primär im Rahmen von 
Kundeaufträgen stattfinden. Größere sowie exportstarke Unternehmen verfü-  33
gen in der Regel eher über eine eigenständige FuE-Abteilung und damit auch 
über ein eigenes FuE-Budget. 
Industrieller Mittelstand ist Produktinnovator 
In der Frühjahrsbefragung 2010 wurden die Innovationstätigkeiten der deut-
schen Industrie einer genaueren Betrachtung unterzogen. Im Vergleich der 
drei ausgewählten Innovationsbereiche Produkt- und Prozessinnovationen 
sowie Innovationen des Geschäftsmodells zeigte sich eine ausgesprochene 
Stärke des industriellen Mittelstands bei der Umsetzung von Produktinnovati-
onen. Vier von zehn Unternehmen führen gerade eine Produktneuentwicklung 
durch oder haben sie in den letzten zwei Jahren abgeschlossen. Sechs von 
zehn der Produktinnovatoren sind den technologieintensiven Wirtschaftszwei-
gen zuzuordnen, zu denen etwa Unternehmen mit Produktschwerpunkten aus 
den Bereichen Elektrotechnik, Chemie, Maschinen- oder Fahrzeugbau zählen. 
Innovationen in Organisations- oder Produktionsprozessen hat ein Drittel der 
befragten Unternehmen in den letzten zwei Jahren abgeschlossen bzw. führt 
diese derzeit durch (vgl. Abbildung 14). 
Drei von vier Unternehmen bestätigen das eigene Geschäftsmodell 
Radikale Neuerungen, wie sie mit Innovationen des Geschäftsmodells ver-
bunden sind, finden seltener statt. Der Bruch gewachsener Traditionen und 
die Erschließung von Neuland mittels einer Neuausrichtung des Geschäfts-
modells sind mit hohen Risiken und unsicheren Erfolgsaussichten behaftet. 
Schließlich schafft es von 200 Ideen in der Regel nur eine einzige zum Markt-
erfolg. Fast drei von vier Industrieunternehmen sehen daher keine Notwendig-
keit, das eigene Geschäftsmodell in Frage zu stellen. In jedem zehnten Unter-
nehmen gibt es Planungen hinsichtlich einer Anpassung des Geschäftsmo-
dells, bei 18,5 % der Befragten steht das Geschäftsmodell bereits auf dem 
Prüfstand. 
Innovationsdruck steigt mit der Unternehmensgröße 
Am häufigsten finden sich Innovationen in den drei betrachteten Bereichen in 
Unternehmen mit 500 oder mehr Beschäftigten. Tendenziell zeigt sich aber 
auch: Je größer ein Unternehmen ist, desto ausgeprägter ist die Anzahl und 
Vielfalt der Innovationsaktivitäten. Aber auch in kleineren Industrieunterneh-
men mit mehr als 20 Beschäftigten ist eine rege Innovationstätigkeit festzustel-
len, obwohl diese üblicherweise einem geringeren Innovationsdruck unterlie-
gen. Gerade jetzt ist offenbar die Fähigkeit mittelständischer Unternehmen, als 
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kreative Vordenker schneller als große Unternehmen ungewöhnliche Ideen 
und Lösungen rasch zu entwickeln und umzusetzen, besonders gefragt. 
Abbildung 14:  Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten in ausgewählten Be-
reichen 
© IfM Bonn
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Kunden und Zulieferer sind wichtigste Ideengeber 
Bei der Frage nach den wichtigsten Impulsgebern für Forschungs- und Ent-
wicklungsaktivitäten zeigt sich, dass diese in der Regel aus den eigenen Rei-
hen oder dem direkten Umfeld stammen. Ideen gehen überwiegend auf Kun-
den- und Lieferanten (64,6 %), die Geschäftsführung (55 %) und die Mitarbei-
ter (27,6 %) zurück (vgl. Abbildung 15). Je größer ein Unternehmen ist, desto 
bedeutender wird die Rolle der Mitarbeiter als Ideengeber. 
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern und externen Beratern bietet Po-
tential 
Nur jedes fünfte Unternehmen setzt im Konkurrenzkampf um Marktanteile und 
Kunden auf die Imitation von Produktneuheiten, Verfahrensneuerungen und 
neuen Fertigungstechnologien und orientiert sich damit bei der Entwicklung 
von Neuerungen an seinen Wettbewerbern. Die Kooperation mit externen 
Partnern ist, zumindest was die Ideenfindung betrifft, immer noch unterdurch-
schnittlich verbreitet; die Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern und externen   35
Beratern als Partner bei der Entwicklung innovativer Vorhaben ist eindeutig 
die Ausnahme (7,1 % bzw. 5,7 %). Das Know-how von Universitäten und an-
deren Forschungseinrichtungen wird somit nicht ausreichend genutzt. Der 
Großteil der Unternehmen konzentriert sich auf das interne Innovationspoten-
tial, mit der Folge, dass bei der Suche nach Innovationschancen weiterhin 
Möglichkeiten ungenutzt bleiben.  
Abbildung 15:  Impulsgeber für FuE/Innovationen 
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Angaben in %, Werte hochgerechnet 
Mehrfachnennungen, Basis: n = 1.282 (2.309 Antworten)
Gesamt
 
Industrie investiert in die Zukunft 
Schließt sich nun an die Wirtschaftskrise eine Innovationskrise an? Das wäre 
fatal, denn eine Reduktion der Innovationsbereitschaft und der FuE-Aktivitäten 
würde zu Erstarrungstendenzen führen und die Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts Deutschland massiv gefährden. Deshalb geben die Ergebnisse des 
BDI-Mittelstandspanels durchaus Anlass zu vorsichtigem Optimismus. Die Un-
ternehmen führen mehrheitlich ihre Innovationsanstrengungen trotz der Krise 
fort. Gut jedes zweite Unternehmen wird in den nächsten zwei Jahren auf ei-
nem konstanten Niveau Forschung und Entwicklung betreiben, knapp jedes 
fünfte wird seine Anstrengungen sogar erhöhen. Lediglich eine Minderheit wird 
die Innovationstätigkeit in den nächsten zwei Jahren zurückfahren (vgl. Abbil-
dung 16). 
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Abbildung 16:  Entwicklung der Investitionsbereitschaft in FuE/Innovationen in 
den nächsten 2 Jahren 
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Mit der Größe steigt die Professionalität im Umgang mit Innovationen 
Auffällig ist, dass mehr als ein Fünftel der Unternehmen mit weniger als 20 
Beschäftigten noch unentschlossen ist, wie mit den Ausgaben für FuE verfah-
ren werden soll. Zu bedenken ist, dass sich kleine Unternehmen oftmals in 
innovationsarmen Wirtschaftsbereichen betätigen und ihre Innovationsaktivitä-
ten deshalb in der Regel eher gering sind. Außerdem verfügen sie – im Ge-
gensatz zum größeren Mittelstand – oftmals nicht über ein professionelles In-
novationsmanagement, sondern gehen eher ungeplant und anlassbezogen 
bei Neuentwicklungen vor. 
Einen besonders hohen Stellenwert haben Investitionen in Neuentwicklungen 
für den gehobenen Mittelstand. Die Unternehmen der oberen Größenklassen 
(mehr als 100 Mitarbeiter) zeichnen sich durch die folgende Merkmalskombi-
nation aus: Aktuell bestehende Innovationsaktivitäten, Ausweitung der FuE-
Investitionen in den nächsten beiden Jahren, das Vorhandensein eines eige-
nen FuE-Budgets sowie gesteigerte Bedeutung eines professionellen Innova-
tionsmanagements – gerade in der Krise. Aussagen über den konkreten Um-
fang der Ausgaben für Forschung und Entwicklung können jedoch nicht getrof-
fen werden. Sicher ist allerdings, dass Produktivitätsvorteile durch Innovati-  37
onstätigkeiten nicht sehr langlebig sind. Deshalb ist eine kontinuierliche FuE 
als nachhaltiger produktivitätstreibender Faktor umso wichtiger. 
Aufgrund der voranschreitenden Internationalisierung muss sich eine steigen-
de Zahl der deutschen Industrieunternehmen an internationalen Maßstäben 
messen lassen. Die Konsequenz hieraus: Vier von zehn überdurchschnittlich 
exportorientierten Unternehmen planen eine Ausweitung der finanziellen Mittel 
für Neuentwicklungen. Bei geringer bis mittlerer Exportorientierung hat immer-
hin noch ein Viertel der Unternehmen diese Absicht, unter den rein auf den 
Binnenmarkt Fokussierten dagegen nur 7 %. Um die Position im internationa-
len Innovationswettlauf zu stärken und zu verbessern, sind kontinuierliche In-
novationsanstrengungen erforderlich.  
2.4.2  Hemmnisse des innovativen Potentials 
In der aktuellen Diskussion werden gravierende Auswirkungen der Finanz- 
und Konjunkturkrise auf die Innovationstätigkeit von Unternehmen befürchtet, 
was eine nachhaltige Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit insbesondere 
der deutschen Industrie zur Folge hätte. Einen entscheidenden Einfluss auf 
das Engagement im Bereich Forschung und Entwicklung und die Innovations-
kraft von Unternehmen haben die gegebenen Rahmenbedingungen. 
Innovationshemmnis Nr. 1: Zu lange Umsetzungszeiten 
Bei der Frage nach den Barrieren für ein stärkeres Engagement im Bereich 
Innovationen schätzen die deutschen Industrieunternehmen den Faktor Zeit 
als bedeutendstes Hemmnis ihrer Innovationsaktivitäten ein. Nahezu jedes 
zweite – in den größeren Unternehmen sogar sechs von zehn – bemängelt die 
langen Umsetzungszeiten von Neuerungen (vgl. Abbildung 17). „Time to mar-
ket“ ist ein ganz wesentliches Element für die Entstehung eines Innovationser-
folges. Vor allem wenn Konkurrenten ihre Innovationen schneller oder billiger 
an die Märkte bringen, können Pioniergewinne nicht mehr realisiert und die 
Innovationsaufwendungen nicht mehr amortisiert werden. Hier ist aber auch 
der Gesetzgeber in der Pflicht, wie das zweitstärkste Innovationshemmnis be-
legt.  
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Abbildung 17:  Hemmnisse für FuE/Innovationen 
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Innovationshemmnis Nr. 2: Bürokratie ist Innovationsbremse 
Einem besseren Innovationsklima stehen aus Sicht des industriellen Mit-
telstands auch übermäßige Bürokratie und Regulierung des Gesetzgebers 
entgegen. Gut ein Drittel der befragten Unternehmen beurteilt die mit dem In-
novationsgeschehen verbundenen gesetzlichen Auflagen und Vorgaben als 
hemmend.  
Innovationshemmnis Nr. 3: Mangel an Fachkräften 
Auf dem dritten Rang folgt mit einer Verbreitung in drei von zehn Unternehmen 
die mangelnde Verfügbarkeit von Fachkräften, mit einem überproportionalen 
Anteilswert in Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten. Hier zeigt sich 
deutlich, dass die industrielle Fertigung speziell im Bereich der Forschung und 
Entwicklung auf das technische Know-how der Beschäftigten angewiesen ist. 
Dies gilt ganz besonders auch vor dem Hintergrund der Bedeutung von Mitar-
beitern als Impulsgeber für Innovationen. Nicht zuletzt aufgrund dieses Zu-
sammenhangs hat die mittelständische Industrie auch während des konjunktu-
rellen Abschwungs versucht, Fachkräfte zu halten und weiterzuqualifizieren.   39
Innovationsfinanzierung nicht das Hauptproblem 
Von der Idee bis zur Marktreife einer Innovation ist es nicht nur ein langer, 
sondern auch ein teurer Weg. Gleichzeitig sind die hohen Ausgaben mit zahl-
reichen Risiken verbunden: Es ist unsicher, ob eine Idee tatsächlich technisch 
umgesetzt werden kann und ob sie am Markt wirklich eine Chance hat. Diese 
Risiken machen die Finanzierung von Forschung und Entwicklung schwierig. 
Aufgrund der hohen Unsicherheit und der großen Komplexität können Unter-
nehmen ihre Innovationsprojekte meist nicht über externe Quellen finanzieren, 
und auch interne Mittel stehen nicht unbegrenzt zur Verfügung. 
Nach Meinung von 27,5 % der befragten Industrieunternehmen stellt der Zu-
gang zu den notwendigen finanziellen Mitteln ein Innovationshemmnis dar. 
Unter den Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten stuft nur jedes zehnte 
diesen Aspekt als hinderlich ein. Damit ist der fehlende Zugang zu Finanzmit-
teln zumindest in den innovationsstarken größeren Unternehmen keine primä-
re Ursache für geringe FuE-Aktivitäten. Trotz der immer noch als angespannt 
einzustufenden Finanzlage scheinen zumindest für den Bereich der FuE-
Finanzierung keine gravierenden Schwierigkeiten zu drohen. Da im Durch-
schnitt zwei Drittel der Aufwendungen für FuE aus Eigenmitteln finanziert und 
nur ein geringer Teil durch Bankkredite gedeckt werden, haben die krisenbe-
dingten Liquiditätsschwierigkeiten sicherlich auch die Mittel für die Innovati-
onsfinanzierung angegriffen. Das aktuelle BDI-Mittelstandspanel zeigt jedoch, 
dass es noch nicht zu substantiellen Problemen bei der Finanzierung von 
Neuentwicklungen gekommen ist. 
2.4.3  Steuerliche FuE-Förderung: Anreiz zur Ausweitung der Aktivitäten 
Im Unterschied zu anderen Ländern, wie den USA und Japan, die den welt-
weiten Innovationswettbewerb mit dominieren, existiert in Deutschland bisher 
keine steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung. Diese könnte 
aber je nach Ausgestaltung eine zusätzliche Hilfestellung im Wettbewerb um 
die Ideen von morgen darstellen. Neben der Berücksichtigung der Aufwen-
dungen als Betriebsausgabe kennen insgesamt 21 der 30 OECD-Staaten die 
Möglichkeit, einen Teil der FuE-Aufwendungen direkt von der Steuerschuld 
abzuziehen. Diese Art der staatlichen FuE-Unterstützung ist direkt liquiditäts-
wirksam und setzt damit zusätzliches Potential zur Innenfinanzierung frei. Den 
geschätzten Steuermindereinnahmen, die sich bei einer annähernden Anglei-
chung an die steuerliche Förderung der deutschen Wettbewerber auf etwa vier 
Milliarden Euro jährlich belaufen würden, stehen mittel- bis langfristig weit hö-
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here Steuereinnahmen und Wachstumseffekte gegenüber. Aufgrund der an-
gespannten Haushaltslage sehen aktuelle Überlegungen zunächst einen 
schrittweisen Einstieg in die steuerliche Forschungsförderung vor, um letztlich 
das nötige international übliche Ausmaß zu erreichen. 
Die Hälfte der Unternehmen würde bei steuerlicher Förderung FuE-
Aktivitäten erhöhen 
In der aktuellen Befragung wurde ein Zusammenhang zwischen steuerlicher 
Förderung und Innovationsverhalten erkennbar. Jedes zweite befragte Unter-
nehmen gab an, die eigenen FuE-Aktivitäten ausweiten zu wollen, wenn jeder 
zehnte FuE-Euro direkt auf die eigene Steuerschuld anrechenbar wäre. Unter-
scheidet man nach den bisherigen Innovationsaktivitäten der Unternehmen, so 
wird deutlich, dass vor allem Unternehmen, die bereits im Bereich Forschung 
und Entwicklung aktiv sind oder in den letzten zwei Jahren aktiv waren, diese 
Förderung für eine Ausweitung der Innovationsaktivitäten nutzen würden. Aber 
auch für jedes dritte Unternehmen, das jüngst keine derartigen Aktivitäten 
zeigte, könnte eine steuerliche FuE-Förderung die entscheidende Initialzün-
dung für den Eintritt in den Innovationswettbewerb geben. Die Anreizwirkung 
einer derartigen Regelung wird auch von den exportorientierten Unternehmen 
bestätigt: Sieben von zehn dieser Unternehmen würden ihre FuE-
Anstrengungen aufgrund einer steuerlichen Förderung ausweiten, drei davon 
sogar in deutlichem Maße. 
Der krisenbedingte Einbruch der Auslandsnachfrage seit Mitte des Jahres 
2008 hat den massiven Konkurrenz- und Innovationsdruck auf den internatio-
nalen Märkten weiter verschärft. Den guten Ruf der Produkte „Made in Ger-
many“ zu verteidigen, wird den deutschen Industrieunternehmen aber nur 
durch eine rege Innovationstätigkeit, verbunden mit einem entsprechenden 
Budget, gelingen. Steuerliche Anreize könnten hierzu einen Beitrag leisten.   41
3  Die Ergebnisse der 12. Erhebungswelle 
3.1 Wirtschaftspolitische  Einschätzung 
Zusammenfassung: Beeinflusst von der konjunkturellen Aufholjagd seit dem 
Frühjahr 2010, kommt der industrielle Mittelstand zu einer deutlich positiveren 
Beurteilung der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen – eine weitere 
Verbesserung erwarten die Unternehmen für die nahe Zukunft dagegen nicht. 
Allerdings empfinden die Unternehmen vor allem die bürokratischen Hürden 
weiterhin als Belastung und setzen den Bürokratieabbau als wichtiges Hand-
lungsfeld auf die politische Tagesordnung. Die Mehrheit der mittelständischen 
Industrieunternehmen hat aber auch die Notwendigkeit einer schnellen Haus-
haltskonsolidierung erkannt und würdigt das von der Bundesregierung be-
schlossene Sparpaket als Schritt in die richtige Richtung.  
Konjunktur im Herbst 2010: Normalisierung des Wirtschaftswachstums 
Mit dem Ende der bedrohlichen weltweiten Wirtschaftskrise wuchs die deut-
sche Wirtschaft seit dem Frühjahr 2010 kräftig – so kräftig, dass selbst die op-
timistischsten Konjunkturbeobachter überrascht wurden. Nun steht Deutsch-
land vor neuen Herausforderungen: Neben der Konjunktureuphorie bleiben 
auch Risiken. Die Konjunktur in den USA kommt nicht recht in Fahrt, der Im-
mobilienmarkt in China zeigt Überhitzungstendenzen. Außerdem bleibt die 
Gefahr, dass einige Euro-Staaten den geschaffenen Euro-Rettungsfonds in 
Anspruch nehmen müssen, was neue Turbulenzen an den Märkten auslösen 
und die Konjunktur belasten könnte. 
Die enorme konjunkturelle Dynamik in Deutschland hat dafür gesorgt, dass die 
Prognosen für das Gesamtjahr 2010 im Laufe des Jahres mehrfach nach oben 
korrigiert wurden. Aktuell ist von einem deutlichen Wirtschaftswachstum von 
etwa 3,5 % auszugehen. Das Wachstum wird sich im Jahr 2011 mit etwa 2 % 
fortsetzen. Die Auslandsnachfrage dürfte, wenn auch mit geringerer Dynamik, 
weiter expandieren, und die zunehmende Beschäftigung sollte mehr und mehr 
auch den privaten Konsum ankurbeln. Damit dürfte die konjunkturelle Erho-
lung an Breite und Stabilität gewinnen, so dass das Vorkrisenniveau des Brut-
toinlandsprodukts entgegen anfänglichen Prognosen nicht erst 2013, sondern 
bereits 2011/2012 wieder erreicht werden könnte. 
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3.1.1 Wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen: Der Aufschwung zeigt 
Wirkung 
Die globale Rezession ist nahezu überwunden. Was bleibt, sind die Folgen: 
Eine extrem angespannte Finanzlage der Haushalte des Bundes, der Länder 
und der Kommunen. Nun gilt es, die notwendige und grundgesetzlich veran-
kerte Haushaltskonsolidierung zu meistern, ohne dabei das konjunkturelle 
Wachstum zu gefährden. Die Beurteilung der aktuellen und zukünftigen wirt-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen ist von jeher ein zentraler Punkt des 
BDI-Mittelstandspanels. Vor den geschilderten Hintergründen gaben die deut-
schen Industrieunternehmen auch in der aktuellen Herbstbefragung wieder ihr 
Urteil ab. 
Abbildung 18:   Einschätzung  der  wirtschaftspolitischen  Rahmenbedingungen 
im Zeitverlauf 
© IfM Bonn
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Deutlich verbesserte Beurteilung der aktuellen Wirtschaftspolitik 
Nach den negativen Beurteilungen zu Beginn der neuen Legislaturperiode im 
Herbst 2009 und Frühjahr 2010 verbesserte sich die Einschätzung der wirt-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen unter Verantwortung der Regierungs-
koalition im Laufe des letzten Halbjahres. Der Meinungsumschwung fällt über-
raschend deutlich aus, hatten die Industrieunternehmen im Frühjahr 2010 
doch nur eine geringe Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingun-  43
gen erwartet. Im Herbst 2010 stieg der Anteil der guten Bewertungen um mehr 
als zwanzig Punkte auf 32,6 % an; gleichzeitig sank der Anteil der Unterneh-
men, die negative Einschätzungen zu Protokoll gaben, ebenfalls um fast 
zwanzig Prozentpunkte auf nunmehr 21,1 %. Entsprechend kletterte der Saldo 
aus Positiv- und Negativ-Meldungen auf aktuell 11,5 Punkte (vgl. Abbildung 
18). 
Nach einem aus der Sicht der Unternehmen misslungenen Start der Regie-
rungskoalition, der im Frühjahr 2010 noch zu einem Negativ-Saldo von -29,6 
Prozentpunkten führte, hat sich die Regierung aus dem Tief herausgearbeitet 
und liegt erstmals seit zwei Jahren im positiven Bereich. Diese Verbesserung 
der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen wird auf breiter Front von allen 
mittelständischen Industrieunternehmen wahrgenommen – unabhängig von 
Größenklasse, Exportorientierung oder Bundesland. Damit hat die deutsche 
Industrie ihre Meinung, dass seit Herbst 2009 mehr oder weniger wirtschafts-
politischer Stillstand herrschte, deutlich revidiert. 
Für die Zukunft aber keine weitere Verbesserung erwartet 
Eine weitere Verbesserung der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen 
wird allerdings in den nächsten zwölf Monaten nicht erwartet. Die Erwartungen 
an die Reformbereitschaft der Politik bleiben skeptisch – der Anteil der Positiv-
Meldungen sinkt, die Zahl der Negativ-Voten steigt. Aufgrund dieser Erwar-
tungen fällt der Beurteilungssaldo auf -0,4 Punkte. Diese Einschätzungen zei-
gen die allgemeine Verunsicherung des industriellen Mittelstands, ob es der 
Regierung gelingen wird, die notwendigen strukturellen Reformen in Angriff zu 
nehmen und die deutsche Wirtschaft weiter auf dem Wachstumspfad zu hal-
ten. Insbesondere binnenmarktorientierte Unternehmen bleiben skeptisch; und 
auch in Abhängigkeit von der Unternehmensgröße zeigt sich, dass vor allem 
kleinere Unternehmen mit weniger als 100 Beschäftigten hier kritisch sind. 
Großunternehmen zeigen sich bei der Beurteilung der zukünftigen Rahmen-
bedingungen deutlich positiver.  
3.1.2 Wirtschaftspolitische Herausforderungen im Lichte des konjunktu-
rellen Aufschwungs 
In der aktuellen Befragungswelle hatten die mittelständischen Industrieunter-
nehmen wieder die Möglichkeit, die aus ihrer Sicht wichtigsten wirtschaftspoli-
tischen Handlungsfelder zu identifizieren und wirtschaftspolitische Empfehlun-
gen zu äußern. Ein Vergleich im Zeitverlauf zeigt, dass es der Politik bisher 
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nicht in spürbarem Maße gelungen ist, die Problemfelder nachhaltig anzuge-
hen. So finden sich auf den ersten drei Rängen kontinuierlich die gleichen 
Themen. 
Abbildung 19: Wichtige politische Handlungsfelder für die aktuelle Legislatur-
periode aus Sicht der Industrie 
© IfM Bonn
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Weitere Schritte im Bürokratieabbau dringend notwendig 
Seit jeher empfinden die mittelständischen Industrieunternehmen die bürokra-
tischen Belastungen als das schwerwiegendste Hemmnis für ihre eigenen 
wirtschaftlichen Aktivitäten. Auch im Herbst 2010 ist dies für neun von zehn 
Unternehmen nicht anders: Der Bürokratieabbau ist für sie das wichtigste poli-
tische Handlungsfeld (vgl. Abbildung 19). Die Bundesregierung hat sich zwar 
schon in der vergangenen Legislaturperiode dieses Themas angenommen 
und einiges auf den Weg gebracht. So soll bis 2011 ein Viertel der jährlich auf 
rund 47 Milliarden Euro bezifferten Bürokratiekosten abgebaut werden, doch 
die bisherigen Entlastungen, z. B. durch die Mittelstandsentlastungsgesetze I 
bis III, werden von den Unternehmen derzeit noch nicht gespürt. Damit es zu 
einer dauerhaften und merklichen Entlastung der Unternehmen kommt, sind 
weitere konkrete Maßnahmen zum Bürokratieabbau umzusetzen.   45
Weitere Absenkung der Lohnzusatzkosten gefordert 
Die Sozialsysteme, die ein wichtiges Element der Sozialen Marktwirtschaft bil-
den, stellen in der bestehenden Struktur nach wie vor eine Belastung für 
Wachstum und Beschäftigung dar. Es ist und bleibt ein Dauerthema auch für 
den industriellen Mittelstand: die Absenkung der Lohnneben- bzw. -zusatz-
kosten, die nach Ansicht von 81 % der Unternehmen ganz nach oben auf die 
politische Tagesordnung gehört. 
Die im Rahmen der Konjunkturpakete beschlossene temporäre Reduktion des 
Beitrags zur Arbeitslosenversicherung im Jahr 2009/2010 sowie der Kranken-
kassenbeiträge im Jahr 2010 fallen zu Beginn des Jahres 2011 weg. Damit 
dürften sich die Lohnnebenkosten insgesamt wieder der Grenze von 40 % nä-
hern. Aufgrund der guten konjunkturellen Entwicklung bleibt zu hoffen, dass 
die Beiträge in den nächsten Jahren zumindest stabil bleiben. Vielleicht be-
steht sogar bei anhaltend guter konjunktureller Lage die Möglichkeit zur Ab-
senkung der Lohnzusatzkosten. Dies hätte neben einer stabilisierenden Wir-
kung für die Beschäftigung auch eine Stärkung der Kaufkraft zur Folge. Es 
kann jedoch nicht ausreichen, bei der finanziellen Sanierung der sozialen Si-
cherung nur auf die konjunkturelle Entwicklung zu hoffen. Vielmehr sollten 
strukturelle Änderungen die gewünschten Entlastungen bei gleichzeitig gerin-
gerer Konjunkturanfälligkeit der Sicherungssysteme bringen.  
Bildung und Ausbildung sind der Schlüssel für Innovation und Wachs-
tum 
Unabhängig von ihrer Größe und Branche wird von knapp 80 % der mittel-
ständischen Industrieunternehmen das Thema Bildung und Ausbildung auch 
weiterhin als bedeutendes Handlungsfeld für die nächste Zeit gesehen. Es 
rangiert entsprechend unter den Top-3 der wichtigsten politischen Handlungs-
felder. Schließlich ist die Verfügbarkeit von Fachkräften für die deutsche In-
dustrie ein wichtiges Element ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Die Eckpunkte der 
Bildungs- und Qualifizierungsoffensive, die Bund und Länder im Oktober 2008 
beschlossen haben, gilt es daher zügig umzusetzen. Die von der Regierungs-
koalition beschlossenen Mehrausgaben von drei Milliarden Euro pro Jahr sind 
dabei ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. 
Haushaltskonsolidierung – staatliche Handlungsfähigkeit sichern 
Die wirtschafts- und vor allem auch die finanzpolitischen Gestaltungsspielräu-
me der vergangenen zwei Jahre waren von der Bewältigung der Finanz- und 
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Wirtschaftskrise geprägt. Konjunkturpakete und Rettungsfonds haben den 
Staatshaushalt bereits erheblich belastet, weitere Ausgaben können durch die 
Inanspruchnahme bereitgestellter Garantien drohen. Die Ergebnisse des BDI-
Mittelstandspanels zeigen, dass immer mehr mittelständische Industrieunter-
nehmen die Haushaltskonsolidierung als eines der zentralen Themen anse-
hen. Während im Herbst 2009 nur zwei Drittel der Unternehmen dieser The-
matik eine hohe Priorität gewährten, sind es im Herbst 2010 bereits 74  %. 
Damit ist in diesem politischen Handlungsfeld der größte Bedeutungszuwachs 
zu verzeichnen.  
Um die grundgesetzlich vereinbarten Regelungen zur Begrenzung der Neu-
verschuldung (sog. Schuldenbremse) einzuhalten, hat das Bundeskabinett 
Anfang September 2010 das sogenannte „Zukunftspaket“ auf den Weg ge-
bracht. Hier sind beispielsweise neben den Mehreinnahmen zum Ausgleich 
der längeren Laufzeiten der Kernkraftwerke und der Beteiligung des Banken-
sektors an der Finanzmarktkrise erhebliche Einsparungen im sozialen Bereich 
geplant bzw. bereits umgesetzt. Mit diesem Sparpaket will die Regierungskoa-
lition bis 2014 mehr als 80 Milliarden Euro sparen, davon elf Milliarden im 
nächsten Jahr. Die Industrieunternehmen gaben in der vorliegenden Befra-
gung Auskunft über die Zweckmäßigkeit dieser Form der Konsolidierung und 
über die Auswirkungen auf ihr Unternehmen. 
Sparpaket: Schritt in die richtige Richtung 
Im Einklang mit der generellen Befürwortung der Haushaltskonsolidierung se-
hen zwei Drittel der Unternehmen das verabschiedete Sparpaket als einen 
Schritt in die richtige Richtung. Nur eine kleine Minderheit von Unternehmen 
beurteilt das Sparpaket negativ (9,2 %). Allerdings glaubt gut jedes fünfte Un-
ternehmen, dass die Sparanstrengungen der Bundesregierung trotz der guten 
Vorsätze keine Wirkung zeigen werden. So denken speziell exportorientierte 
Unternehmen und Unternehmen, die sich aktuell in einer schlechten bis sehr 
schlechten wirtschaftlichen Lage befinden.  
Bezogen auf ihre eigene Situation, erwarten gut sieben von zehn Unterneh-
men keine spürbaren oder gar positiven Auswirkungen des Sparpaketes. Im-
merhin geht noch jedes fünfte Unternehmen – vor allem solche, die aus-
schließlich auf dem inländischen Markt aktiv sind – von negativen Folgen für 
das eigene Geschäftsmodell aus. Besonders erfreulich: Trotz der eigenen ne-
gativen Betroffenheit bewerten auch diese Unternehmen das Sparpaket 
mehrheitlich als einen Schritt in die richtige Richtung. Die Ergebnisse zeigen,   47
dass die mittelständischen Industrieunternehmen eine Politik bevorzugen, die 
vorhandene Einsparpotenziale nutzt, notwendige Kürzungen realisiert und 
damit realistisch und verlässlich bleibt. 
3.2  Wirtschaftliche Lage und Finanzierung im industriellen Mittelstand 
Zusammenfassung: Die mittelständischen Industrieunternehmen, die sich als 
einer der stärksten Wachstumstreiber erweisen, bestätigen die überraschend 
dynamische Aufholjagd durch eine deutlich bessere Beurteilung ihrer wirt-
schaftlichen Lage. Maßgeblich für das kräftige Plus ist die erfreuliche Entwick-
lung der Auslandsnachfrage. Aber auch die Inlandsnachfrage zieht nun deut-
lich an und stimmt die binnenmarktorientierten Unternehmen ebenfalls positi-
ver. Die Erwartungen für die nächsten zwölf Monate deuten jedoch auf eine 
Verlangsamung des Wirtschaftswachstums hin. Im Einklang mit der konjunktu-
rellen Aufwärtsbewegung entspannen sich auch die Finanzierungsbedingun-
gen des industriellen Mittelstands merklich. Die Unternehmen tragen hierzu 
aktiv bei, indem sie ihre Lehren aus der Krise ziehen und sich durch die An-
passung ihrer Finanzkonzepte den neuen Herausforderungen stellen, die der 
Aufschwung mit sich bringt. 
3.2.1  Wirtschaftslage – Aufschwung sorgt für positive Stimmung 
Anfang des Jahres 2010 zeigten sich die deutschen Industrieunternehmen in 
Bezug auf ihre wirtschaftliche Lage im weiteren Jahresverlauf zurückhaltend: 
Ausgehend von den sich einstellenden Erholungstendenzen, war die Differenz 
aus positiven und negativen Erwartungen (Erwartungssaldo) zwar erstmals 
seit dem Herbst 2008 wieder positiv, lag aber noch deutlich unter dem Vorkri-
senniveau. Die aktuelle Herbstbefragung zeigt, dass die Unternehmen ihre 
eigenen Prognosen deutlich übertreffen konnten und wesentlich besser daste-
hen als vor sechs Monaten erwartet. 
Mit 49,5 % bewertet fast jedes zweite der befragten Unternehmen die eigene 
Geschäftslage als ‚gut’ bzw. ‚sehr gut’. Damit hat sich die Zahl der Unterneh-
men mit zufriedenstellender Einschätzung im Vergleich zum Frühjahr um gut 
21 Prozentpunkte erhöht. Dass die Erholung – wenn auch mit branchenspezi-
fischen Unterschieden – auf breiter Front Einzug gehalten hat, zeigt sich darin, 
dass sich nur noch knapp 17 % der Unternehmen nach eigenen Angaben in 
schlechter wirtschaftlicher Lage befinden – Anfang des Jahres war noch jedes 
dritte Unternehmen dieser Meinung. Damit übersteigen erstmals wieder die 
positiven Einschätzungen die negativen, und zwar um deutliche 32,7 Prozent-
   48
punkte. Im Vergleich zum Frühjahr kann der sogenannte Beurteilungssaldo 
um fast 38 Punkte zulegen – erreicht das Vorkrisenniveau jedoch nicht ganz. 
Besonders erfreulich: Während in den vergangenen Befragungswellen der 
Aufwärtstrend lediglich auf den Rückgang der Negativerwartungen zurückzu-
führen war, kann nun von einer positiven Entwicklung auf beiden Seiten der 
Bewertungsskala berichtet werden – der Aufschwung wird von einer breiten 
Basis der deutschen Industrielandschaft getragen (vgl. Abbildung 20). 
Abbildung 20:  Einschätzung der eigenen Wirtschaftslage im Zeitverlauf 
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Geschäftsaussichten: Stabile Entwicklung trotz sinkender konjunkturel-
ler Dynamik 
Nach dem anfänglichen Stimmungshoch schränken die deutschen Industrie-
unternehmen ihre positiven Aussichten für die kommenden sechs Monate et-
was ein: Nur noch gut ein Drittel der Unternehmen erwartet im Frühjahr des 
kommenden Jahres eine ‚gute’ bis ‚sehr gute’ Geschäftslage. Entsprechend 
sinkt der Saldo der Erwartungen auf 16,5 Prozentpunkte. Die Befunde deuten 
darauf hin, dass die mittelständischen Industrieunternehmen nach der aufho-
lenden Dynamik der letzten Monate über den Jahreswechsel eine leichte Ab-
kühlung der Konjunktur erwarten und die latenten Risiken im Blick haben, die 
die weitere konjunkturelle Erholung belasten könnten.    49
Dämpfend dürften sich vor allem die von vielen Ländern angekündigten Haus-
haltskonsolidierungen und weitere globale Belastungsfaktoren auswirken. Hie-
runter fallen die enttäuschende US-Konjunktur, Überhitzungstendenzen in Chi-
na und die damit einhergehende erwartete Abkühlung der Konjunktur im asia-
tischen Wirtschaftsraum. Trübe Aussichten für die kommenden sechs Monate 
zeigen sich vor allem im Baugewerbe, das besonders stark von den auslau-
fenden Konjunkturprogrammen betroffen ist. 12,6 % der Unternehmen dieser 
Branche erwarten für das Frühjahr 2011 eine sehr schlechte Geschäftslage 
und beeinflussen damit das Gesamtstimmungsbild negativ. Zum Vergleich: Im 
Durchschnitt gaben nur 2,8 % der Unternehmen eine sehr negative Einschät-
zung zur Wirtschaftslage im kommenden Jahr ab.  
Auf Jahressicht zeichnet sich jedoch eine Stabilisierung der Wirtschaftslage im 
industriellen Mittelstand ab – die Stimmung bleibt zuversichtlich. Die Negativ-
bewertungen sinken weiter um knapp sechs  Prozentpunkte auf 13,4  %, die 
Zahl der Positivmeldungen bleibt stabil. Im Ergebnis klettert der Erwartungs-
saldo wieder auf 20,7 Punkte. Damit sehen sich im nächsten Jahr – drei Jahre 
nach dem Ausbruch der Krise – mehr als 85 % der mittelständischen Indust-
rieunternehmen wieder in einer ‚normalen’ oder sogar ‚(sehr) guten’ wirtschaft-
lichen Lage. Für die konjunkturelle Entwicklung Deutschlands bedeutet das, 
dass weder eine Überhitzung noch ein Rückfall in eine erneute Rezession zu 
erwarten sind und in naher Zukunft ein weniger volatiler Wachstumspfad ein-
geschlagen wird. 
Binnennachfrage setzt positive Impulse im konjunkturellen Geschehen 
Konnten im Frühjahr 2010 vor allem exportorientierte Unternehmen ein Stim-
mungsplus für sich verbuchen, ziehen die binnenmarktorientierten Unterneh-
men nun langsam nach. Der Anteil der ausschließlich auf dem Binnenmarkt 
aktiven Unternehmen mit gutem bis sehr gutem Lageurteil hat sich im Ver-
gleich zum Frühjahr 2010 mit 46 % fast verdoppelt. Damit schließen sie an-
teilsmäßig zu den exportorientierten Unternehmen auf, die die eigene Lage zu 
mehr als 50 % als ‚gut‘ bis ‚sehr gut‘ beurteilen. Allerdings ist der Anteil der 
Unternehmen, die sich nach eigenen Angaben in einer schlechten wirtschaftli-
chen Lage befinden, unter den ausschließlich von der Inlandsnachfrage ab-
hängigen Unternehmen noch deutlich größer. Insgesamt bestätigt sich der 
Einfluss der weiterhin starken Auslandsnachfrage, wobei auch die Entwicklung 
der Binnenkonjunktur zunehmend positive Signale sendet. 
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Abbildung 21:  Einflussfaktoren im Hinblick auf die zukünftige Wirtschaftslage 
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Ein Blick auf die Faktoren, die die Wirtschaftslage in den nächsten zwölf Mo-
naten maßgeblich beeinflussen, unterstreicht die Bedeutung der Binnenkon-
junktur auf die wirtschaftliche Lage der mittelständischen Industrieunterneh-
men: Fast alle Unternehmen benennen die Entwicklung der Inlandsnachfrage 
als ausschlaggebenden Faktor (vgl. Abbildung 21).  
Energie- und Rohstoffpreise sind zukünftig entscheidend  
Wie bereits im Herbst 2008 stufen die Unternehmen die Preise für Rohstoffe 
und Energie als wichtig bzw. eher wichtig für ihre Zukunftsfähigkeit ein. Damit 
bleiben für fast 85 % der Unternehmen die Entwicklungen an den Energie- 
und Rohstoffmärkten und damit einhergehend die ausreichende Verfügbarkeit 
von Energie und Rohstoffen ein Dauerthema, wenn es um die Einschätzung 
der eigenen Geschäftslage geht. Im Jahr 2009 musste Deutschland Energie- 
und Metallrohstoffe im Wert von rund 86 Milliarden Euro einführen, in diesem 
Jahr dürften es rund 100 Milliarden werden, wobei Preissprünge und Versor-
gungsengpässe den Unternehmen immer stärker zu schaffen machen. Ener-
gie- und Materialeffizienz, sei es in der eigenen Fertigung oder bei der Gestal-
tung der Produktpalette, wird damit immer mehr zu einem entscheidenden 
Wettbewerbsfaktor. Auch die steigenden Arbeits- und Lohnkosten (74,9  %) 
und der spürbare Wettbewerbsdruck (67,9 %) sind für einen Großteil der Un-  51
ternehmen bedeutend. Verantwortlich ist dafür nicht zuletzt das deutsche Be-
schäftigungswunder bzw. dessen Kehrseite. So sank in der Krise die Zahl der 
Erwerbstätigen weniger stark als die Wertschöpfung. In der Folge stiegen – 
zumindest vorübergehend – die Lohnkosten je Produktionseinheit. Um zukünf-
tig die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrieunternehmen zu erhalten, 
dürfen die Arbeits- und Lohnkosten – beispielsweise durch kräftige Tariflohn-
erhöhungen – auch im Aufschwung nicht aus dem Ruder laufen. 
Angesichts der anziehenden Auftragslage gewinnt die Verfügbarkeit von Fach-
kräften wieder an Bedeutung, insbesondere auf mittel- und langfristige Sicht. 
Dies antizipierend, hatten sich die Industrieunternehmen mit der krisenbeding-
ten Freisetzung von Arbeitskräften zurückgehalten und fungierten somit als 
Stabilisator für den Arbeitsmarkt. In der konjunkturellen Aufwärtsbewegung 
zieht die Nachfrage nach Fachkräften aktuell wieder leicht an. Zwar ist der 
Fachkräftemangel derzeit noch nicht überall spürbar, da zunächst Kurzarbeit 
abgebaut wird und vorhandene Kapazitäten erst allmählich ausgelastet wer-
den, aber immerhin bewerten ihn fast 50 % der Unternehmen als wichtigen 
Faktor für die zukünftigen Geschäftsaussichten. Vor allem Unternehmen, die 
mit einer schlechten Perspektive in die Zukunft schauen, fühlen sich betroffen 
– mehr als jedes zweite dieser Unternehmen empfindet den Fachkräftemangel 
als eine Belastung in ihrem Aufholprozess (54,8 %). 
Von vergleichsweise geringer Bedeutung für die Einschätzung der Wirtschafts-
lage war im Befragungszeitraum der Wechselkurs des Euro zum US-Dollar. 
Dieses Ergebnis ist plausibel: Trotz einer leichten Erholung führt der weiterhin 
eher schwache Euro zu relativ günstigen Preisen für europäische Produkte auf 
dem Weltmarkt. Davon profitieren vor allem die auslandsaktiven Unterneh-
men. Insgesamt zeigt die Auslandsnachfrage zwar einen (marginalen) Bedeu-
tungsverlust in der Rangliste der Einflussfaktoren für die zukünftigen Ge-
schäftsaussichten, der Eindruck wird jedoch durch die binnenmarktorientierten 
Unternehmen verzerrt: Für die im Ausland aktiven Unternehmen rangiert die 
Nachfrage aus dem Ausland mit 65,3 % auf Platz vier der wichtigsten Einfluss-
faktoren für die zukünftige Wirtschaftslage. 
3.2.2 Finanzierungsbedingungen:  Entspannung setzt sich fort 
Nach den Ergebnissen der aktuellen Befragung des BDI-Mittelstandspanels 
zeichnet sich auch eine anhaltende Entspannung der Finanzierungssituation 
im industriellen Mittelstand ab. Während im Herbst 2009 noch fast 40 % der 
Unternehmen von einer Verschlechterung ihrer Finanzierungsbedingungen auf 
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Halbjahressicht berichteten, hatten sich die Aussichten im Frühjahr dieses 
Jahres bereits deutlich aufgehellt: Eine Verschlechterung gegenüber Herbst 
2009 beobachtete nur noch knapp jedes vierte der befragten Unternehmen. 
Dieser Trend hat sich seitdem weiter fortgesetzt. Der Anteil der Unternehmen, 
die eine Verschlechterung ihrer Finanzierungssituation im letzten Halbjahr ver-
zeichneten, ist auf 14,8 % zurückgegangen (siehe Abbildung 22). Besonders 
erfreulich: Sahen im Frühjahr 2010 nur gut 12 % der Unternehmen eine positi-
ve Entwicklung ihrer Finanzierungsbedingungen, verdoppelt sich dieser Anteil 
in der aktuellen Befragung (24,1 %). Der Anteil der Unternehmen, die ihr fi-
nanzielles Umfeld als stabil betrachten, ist dabei leicht rückläufig. Die Beurtei-
lung der Finanzierungssituation hat sich damit eindeutig verbessert: Erstmals 
übersteigt der Anteil der Positivmeldungen den der Negativmeldungen, und 
zwar um 9,3 Prozentpunkte. Während im Frühjahr des Jahres vor allem ex-
portorientierte Unternehmen eine Entschärfung ihrer Finanzierungs-
bedingungen spürten, kommt diese Entwicklung nun etwas verzögert auch bei 
den binnenmarktorientierten Unternehmen an. Diese berichten überdurch-
schnittlich häufig über eine positive Entwicklung ihres finanziellen Umfelds im 
letzten Halbjahr. 
Abbildung 22:  Veränderung der Finanzierungsbedingungen im Zeitverlauf 
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Neben der retrospektiven Beurteilung wurden die Unternehmen auch nach 
dem Einfluss der Finanzierungsbedingungen auf ihre zukünftige Geschäftsla-
ge befragt (vgl. dazu Abbildung 21 im vorherigen Kapitel). Es zeigt sich, dass 
die während der Wirtschafts- und Finanzkrise eingetretene Verschlechterung 
der Finanzierungsbedingungen die Unternehmen – trotz der aktuellen Ent-
spannung – noch immer beschäftigt. Mit 48,8 % misst eine im Vergleich zum 
Krisenbeginn im Herbst 2008 marginal wachsende Zahl von Unternehmen 
diesem Aspekt immer noch eine wichtige bis sehr wichtige Bedeutung für ihre 
zukünftige Lage bei. Nach dem (vorläufigen) Ende der Finanzkrise ziehen die 
Unternehmen ihre Lehren und verlieren die Finanzierungsbedingungen als 
Einflussfaktor nicht aus dem Auge. 
Derzeit kaum Probleme bei der Finanzierung von Investitionen 
Wie bereits im Herbst 2009 und im Frühjahr 2010 spüren die Unternehmen mit 
Finanzierungsschwierigkeiten diese weiterhin am deutlichsten bei der zögerli-
chen Bereitstellung neuer Kreditlinien. Nahezu unverändert ist die Lage im 
Hinblick auf den Zugang zu Investitionskrediten: Klagten im Frühjahr 2010 
noch 41,5  % der Industrieunternehmen mit restriktiven Finanzierungsbedin-
gungen über einen erschwerten Zugang, blieb der Anteil mit aktuell 42,6 % 
nahezu konstant – allerdings bei einer weiter rückläufigen Anzahl von Unter-
nehmen, die eine negative Veränderung ihrer Finanzierungsbedingungen fest-
stellen (vgl. Abbildung 23). Im Vergleich zum Herbst 2009 zeigt sich jedoch 
eine deutliche Verbesserung – damals stellten noch fast 65 % in diesem Be-
reich Einschränkungen fest. Diese Entwicklung, gepaart mit den seltener wer-
denden Beeinträchtigungen durch die Kündigung von Krediten oder Kreditli-
nien, lässt die Sorge weniger werden, dass eine Ausweitung der Investitionen 
im Zuge der anhaltenden konjunkturellen Erholung zwangsläufig zu Finanzie-
rungsproblemen führe. 
Nach Angaben der mittelständischen Industrieunternehmen, die von einer ne-
gativen Entwicklung ihrer Finanzierungsbedingungen berichten, sieht sich 
mehr als die Hälfte mit höheren Risikoaufschlägen ihrer Banken konfrontiert. 
Überdurchschnittlich stark betroffen sind Unternehmen, die eine Verschlechte-
rung ihrer Ratings in den letzten zwölf Monaten zu beklagen hatten – hier hat 
also die Anpassung der Ratingeinstufungen auf der Basis der Geschäftszah-
len 2009 ihre Spuren hinterlassen. Während bei kleinen Unternehmen mit we-
niger als 100 Beschäftigten häufig der grundsätzliche Zugang zu neuen Kredit-
linien begrenzt ist, bleibt größeren Unternehmen der Kreditzugang unter An-
passung der Zinsmargen jedoch offen. Insgesamt ist allerdings der zusätzliche 
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noch nicht gedeckte Finanzierungsbedarf rückläufig. Positiv zu beurteilen ist 
auch, dass Unternehmen mit restriktiven Finanzierungsbedingungen weniger 
als noch im Frühjahr 2010 von strengeren Dokumentations- und Sicherheits-
anforderungen betroffen sind und auch seltener über erhöhten Gesprächsbe-
darf ihrer Hausbank klagen. 
Abbildung  23: Veränderung der Finanzierungsbedingungen und Auswirkun-
gen auf die Unternehmensführung 
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Finanzierungsstrategie: Zwei von drei Unternehmen leiten Richtungs-
wechsel ein 
Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat den Unternehmen mehr als deutlich die 
Bedeutung der richtigen Finanzierungsstrategie und die ausreichende Versor-
gung mit liquiden Mitteln vor Augen geführt. Entsprechend stellte auch der in-
dustrielle Mittelstand seine eigene strategische Ausrichtung auf den Prüfstand: 
Im Herbst 2009 planten fast zwei von drei Unternehmen eine Veränderung 
ihrer Finanzierungsstrategie in den nächsten zwei Jahren. Ein Jahr später ha-
ben davon bereits gut acht von zehn der Unternehmen damit begonnen ihre 
Pläne in die Tat umzusetzen.  
Unabhängig davon, ob vor einem Jahr geplant oder nicht, ziehen mit der Ver-
änderung ihrer Finanzierungsstrategie insgesamt mehr als zwei Drittel der be-
fragten Unternehmen nicht nur ihre Lehren aus der vergangenen Krise, son-  55
dern bereiten sich auch auf die aktuellen Herausforderungen des konjunkturel-
len Aufschwungs vor. Überdurchschnittlich häufig nahmen die exportorientier-
ten und die größeren Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten eine An-
passung ihrer Finanzierungsstrategie vor. Es fällt auf: Fast alle Unternehmen, 
deren Finanzierungsbedingungen sich im letzten halben Jahr sehr negativ 
entwickelt haben, haben eine strategische Anpassung ihres Finanzkonzepts 
vorgenommen. Ihre wirtschaftliche und finanzielle Lage hat diese Unterneh-
men quasi gezwungen, Veränderungen einzuleiten – hier dürften nicht zuletzt 
auch die Forderungen der Banken eine Rolle spielen. 
Unternehmen setzen auf eine stärkere Innenfinanzierung 
Bei Betrachtung der konkret eingeleiteten Maßnahmen wird deutlich, dass der 
industrielle Mittelstand eine Diversifizierung seiner Finanzierung anstrebt (vgl. 
Abbildung 24). Ein Drittel der Unternehmen, die ihre Finanzierungsstrategie 
angepasst haben, setzt auf eine Reduktion der Abhängigkeit von einzelnen 
Hausbanken. Dementsprechend wurde eine Ausweitung der Kreditfinanzie-
rung nur von wenigen Unternehmen in Angriff genommen (13,5 %). Vier von 
zehn Unternehmen setzen dagegen auf eine stärkere Finanzierung aus dem 
eigenen Cashflow, womit gleichzeitig eine Stärkung der Eigenkapitalbasis ver-
bunden ist. 
Als Konsequenz aus der restriktiven Kreditvergabepraxis der vergangenen 
beiden Jahre wie auch unter Risikoaspekten versucht also ein Großteil der 
Unternehmen, seinen mittel- bis längerfristigen Finanzbedarf verstärkt aus ei-
gener Kraft zu decken. Die krisenbedingte nur zögerliche Unterstützung der 
Unternehmen mit Liquidität von Seiten des Bankensektors hat ihre Spuren hin-
terlassen. Die weiter verschärften Eigenkapital- und Liquiditätsausstattung, 
wie sie Basel III nun von den Banken fordert, machen eine Abschwächung der 
Standards im Kreditgeschäft auch zukünftig eher unwahrscheinlich – die In-
nenfinanzierung wird weiter an Attraktivität gewinnen. 
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Abbildung 24: Eingeleitete Maßnahmen zur Veränderung der Finanzierungs-
strategie 
© IfM Bonn










Werte hochgerechnet, Basis: n = 1.171





Haben Sie Maßnahmen zur Veränderung 
Ihrer Finanzierungsstrategie eingeleitet?



























Stärkung der Liquiditätsreserven noch ausbaufähig 
Standen vor einem Jahr Maßnahmen zur Stärkung der Liquiditätsreserve bei 
der Planung der künftigen Finanzierungsstrategie für mehr als jedes zweite 
Unternehmen an erster Stelle, haben nur knapp vier von zehn Unternehmen 
auch tatsächlich Maßnahmen für ein komfortableres Liquiditätspolster einge-
leitet. Halfen die höheren Liquiditätsbestände in der Krise bei der Sicherung 
der Zahlungsfähigkeit und der Überbrückung von Einnahmeausfällen, so die-
nen sie derzeit verstärkt der Rückführung von Kreditlinien bzw. der Auffüllung 
der Lager. Für die Zukunft zählt die Vorhaltung einer höheren Liquiditätsreser-
ve aus Sicht der Unternehmen gleichwohl zu den bedeutendsten strategi-
schen Maßnahmen im Bereich der Finanzierung. 
Innovative Finanzierungsformen sind nur selten Teil der neuen Strategie 
Bei der Anpassung ihrer Finanzierungsstrategie geht der industrielle Mit-
telstand zwar seltener neue Wege als vor einem Jahr geplant. Aber immerhin 
gut 19 % der Befragten nutzen verstärkt Leasing als alternative Finanzierungs-
form – sogar 25 % hatten dies geplant. Damit gewinnt das Leasing – auch ge-
genüber dem Kredit – als wichtiger Baustein der Investitionsfinanzierung wei-
ter an Bedeutung. Verstärkt auf Factoring, sprich den Verkauf von Forderun-  57
gen, greift ein eher geringer Anteil der Unternehmen zurück (4,4 %), 6,4 % 
hatten diesbezügliche Pläne. Auch die stärkere Inanspruchnahme öffentlicher 
Fördermittel, die immerhin noch zwei von zehn Unternehmen planten, setzten 
bisher etwa 6  % tatsächlich um. Stattdessen haben die Unternehmen ihre 
Kommunikation mit Kreditgebern wie geplant offensiver und proaktiver gestal-
tet, um dem höheren Informationsbedarf der Banken Rechnung zu tragen. 
Die Veränderung der Finanzstruktur und speziell der Aufbau einer stabileren 
finanziellen Basis durch die Ausweitung der Innenfinanzierung ist nur mit ei-
nem mittel- bis langfristigen Planungshorizont umsetzbar. Hier sind die mittel-
ständischen Industrieunternehmen auf einem guten Weg. 
Eigenkapital: Industrieller Mittelstand plant Aufstockung 
Die Rolle des Eigenkapitals gewinnt im Zuge einer stärkeren Innenfinanzie-
rung automatisch an Bedeutung. Dabei sind die Unternehmen nicht erst durch 
die Wirtschaftskrise und vorhandene Insolvenzrisiken unter Zugzwang gera-
ten. Viele hatten bereits vorher die Notwendigkeit der Stärkung ihrer Eigenka-
pitalbasis erkannt. So strebte bereits 2007 mehr als die Hälfte der Unterneh-
men des BDI-Mittelstandspanels eine Steigerung ihrer Eigenkapitalquote an. 
Die aktuellen Ergebnisse der Herbstbefragung zeigen, dass es trotz der Krise 
vielen Unternehmen gelungen ist, ihre Eigenkapitalquote gegenüber 2007 
konstant zu halten (59,6 %) oder sogar auszuweiten (24,1 %). 
Negative Auswirkungen der Krise auf die Eigenkapitalausstattung spürten spe-
ziell exportstarke Unternehmen, was die Krisenbetroffenheit dieser Unterneh-
men unterstreicht. Auch Unternehmen, die eine negative Entwicklung ihrer Fi-
nanzierungsbedingungen im letzten Halbjahr hinnehmen mussten, verzeichne-
ten deutlich häufiger eine sinkende Eigenkapitalquote. Bei der Interpretation 
bleibt jedoch zu beachten, dass die Eigenkapitalquote den Anteil des Eigen-
kapitals an der Bilanzsumme angibt – es sich also um eine relative Kennzahl 
handelt. Insgesamt dürfte die Abschmelzung des Eigenkapitals aber trotzdem 
weniger dramatisch ausgefallen sein als vermutet. Aktuell weist mehr als die 
Hälfte der befragten Unternehmen eine Eigenkapitalquote von mehr als 20 % 
auf, rund vier von zehn sogar 31 % und mehr (vgl. Abbildung 25). 
   58
Abbildung 25:  Aktuelle und mittelfristig angestrebte Eigenkapitalquote 
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Werte hochgerechnet, Basis: n = 965







Das Ziel der Unternehmen, ihre Abhängigkeit von einzelnen Banken zu verrin-
gern, zeigt sich auch in den Bestrebungen, die Eigenkapitalquote zu steigern. 
Fast die Hälfte der Unternehmen plant dies in naher Zukunft, so dass diese 
Kennzahl in mehr als jedem zweiten Unternehmen mittelfristig mehr als 30 % 
betragen sollte (vgl. Abbildung 25). Die Aufhellung der wirtschaftlichen Lage 
stimmt zuversichtlich, dass es den deutschen Industrieunternehmen gelingen 
wird, ihre Pläne umzusetzen und genügend Reserven aufzubauen. 
Rating durch Banken bleibt weitgehend unverändert 
Diejenigen Unternehmen, denen es gelungen ist, ihre Eigenkapitalversorgung 
zu verbessern, profitieren nun bei der Beurteilung ihrer Kreditwürdigkeit durch 
die Banken und somit bei der Sicherung ihrer zukünftigen Finanzierung. Die 
Ratingeinstufung, die maßgeblich auch von der Eigenkapitalausstattung be-
einflusst wird, hat sich daher für 18,5 % der Unternehmen in den letzten zwölf 
Monaten verbessert. Sie blieb trotz Krise für den Großteil der befragten Unter-
nehmen unverändert (52,7 %) und wird dies auch in absehbarer Zeit bleiben 
(57,1 %) – so die Einschätzung des industriellen Mittelstands. Auffällig ist al-
lerdings, dass vor allem kleinere Unternehmen mit weniger als 100 Beschäftig-
ten keine Auskünfte über ihre aktuelle Ratingeinstufung und deren Entwick-
lung geben können.    59
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass einhergehend mit der kon-
junkturellen Erholung auch die Zeichen für den Kreditmarkt und die Finanzie-
rungssituation der Unternehmen weiter auf Entspannung stehen. Ein Engpass 
in der Kreditversorgung ist aktuell nicht erkennbar. Das Kreditvolumen steigt 
an, getragen von einer wachsenden Kreditvergabe an kleine und mittlere Un-
ternehmen. Dennoch wäre eine vollständige Entwarnung verfrüht: Werden die 
zunächst noch verhaltenen bzw. verschobenen Investitionsaktivitäten deutlich 
ausgeweitet, ist nicht auszuschließen, dass einige Unternehmen Probleme bei 
der Inanspruchnahme von Krediten haben werden. Denn durch strukturelle 
Anpassungen im Bankgewerbe und verschärfte Regulierungen kann es auf 
mittlere Sicht durchaus noch zu einer gewissen Verknappung des Kreditange-
bots kommen. 
3.3  Führungs- und Fachkräftebedarf 
Zusammenfassung: In den Krisenjahren wurde das Problem des Fachkräfte-
mangels in Deutschland weitgehend überdeckt und die Unternehmen haben 
alles unternommen, ihre Fachkräfte zu halten. Im Zuge der anziehenden Kon-
junktur drängt sich die Fachkräftelücke jedoch wieder stärker in den Vorder-
grund. Jedes dritte Unternehmen hat derzeit offene Stellen, wovon mehr als 
drei Viertel Probleme bei deren Besetzung beklagen. Im Vergleich zum Herbst 
2008 stieg die Anzahl der Unternehmen mit Stellenbesetzungsproblemen je-
doch nur marginal: Während im Segment für Fachkräfte mit Berufsausbildung 
eine leichte und für hochqualifiziertes Personal eine stärkere Entspannung 
spürbar ist, verschärft sich die Situation bei der Suche nach Auszubildenden. 
Fehlende Qualifikation und ein Mangel an Bewerbern sind die Hauptgründe für 
diese Schwierigkeiten. Die Unternehmen haben bereits mehrheitlich Maß-
nahmen zur Absicherung ihres Fachkräftebedarfs eingeleitet. Kleinere Unter-
nehmen haben jedoch deutlichen Nachholbedarf, und auch die Politik ist in 
Bezug auf die Verbesserung des Aus- und Weiterbildungssystems weiter ge-
fragt. 
3.3.1 Fachkräftemangel:  Durch die Krise nur vertagt? 
In der aktuellen Herbstbefragung gab der industrielle Mittelstand Auskunft 
über die Anzahl der offenen Stellen und die Schwierigkeiten bei deren Beset-
zung: Aktuell sucht gut ein Drittel der befragten Unternehmen nach geeigne-
tem Personal – im Vergleich zu 2008 also weniger Unternehmen. Wie zu er-
warten war, sind das vor allem Unternehmen in guter bis sehr guter Wirt-
schaftslage, während nur 1 % der freien Stellen auf Unternehmen in aktuell 
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sehr schlechter wirtschaftlicher Verfassung entfällt. Überdurchschnittlich viele 
exportorientierte Unternehmen und Unternehmen technologieintensiver Wirt-
schaftszweige suchen derzeit neue Mitarbeiter. 
Abbildung  26: Schwierigkeiten der Industrieunternehmen bei der Besetzung 
freier Stellen 
© IfM Bonn
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Hochrechnungen mittels des BDI-Mittelstandspanels zeigen, dass die Vakanz-
rate der deutschen Industrie – d.h. der Anteil der offenen Stellen bezogen auf 
die Gesamtzahl der Mitarbeiter – derzeit bei 1,8 % liegt und damit leicht über 
dem Wert von vor zwei Jahren. Dabei sind es nicht nur die großen Unterneh-
men, die Mitarbeiter suchen: Auch jedes dritte Unternehmen mit weniger als 
100 Beschäftigten sieht sich mit der Notwendigkeit konfrontiert, neues Perso-
nal zu gewinnen. Gegenüber 2008 ist der Anteil der offenen Stellen für die Un-
ternehmen dieser Größenklasse damit von rund 55 % auf 62,5 % gestiegen. 
Aber immer noch ein Viertel der freien Stellen ist in einem Unternehmen mit 
mehr als 250 Beschäftigten zu finden. 
Drei von vier Unternehmen haben Probleme bei der Stellenbesetzung 
Bedingt durch die demografische Entwicklung und den Strukturwandel der Ar-
beitskräftenachfrage hin zu wissensbasierten Tätigkeiten, steht einer leicht 
steigenden Nachfrage ein deutlich rückläufiges Angebot an Arbeitskräften ge-
genüber. Bereits heute haben – trotz des konjunkturellen Einbruchs vor zwei   61
Jahren – mehr als drei Viertel der Unternehmen mit offenen Stellen Schwierig-
keiten bei deren zügiger Besetzung. Besonders betroffen sind die ausschließ-
lich inlandsaktiven Unternehmen. Obwohl auf diese Unternehmen weniger of-
fene Stellen entfallen, sind ihre Schwierigkeiten bei der Rekrutierung von Per-
sonal deutlich größer als bei exportierenden Unternehmen. Kommt es im Zuge 
des Aufschwungs weiter zu einer verstärkten Nachfrage, dürfte eine Verschär-
fung des Arbeits- und Fachkräftemangels folgen, was im schlimmsten Fall die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Unternehmen behindert und zum Hemm-
nis für Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit werden kann. 
Immer noch gesucht: Fachkräfte mit Berufsausbildung 
Bereits in den Herbstbefragungen 2006 und 2008 berichteten die Unterneh-
men vor allem über Schwierigkeiten bei der Rekrutierung von Fachkräften mit 
Berufsausbildung. Auch in diesem Herbst gibt es am häufigsten Probleme bei 
der Besetzung von Stellen dieser Qualifikationsstufe – sechs von zehn Unter-
nehmen mit freien Stellen haben hier Probleme (vgl. Abbildung 26). 
Besonders betroffen sind kleinere Unternehmen mit weniger als 100 Beschäf-
tigten, die nicht im Ausland aktiv sind. Gegenüber 2008 ist jedoch insgesamt 
eine leichte Entspannung spürbar. Dies kann jedoch keine Entwarnung bedeu-
ten, lässt sich diese doch auf die konjunkturellen Verwerfungen der letzten 
zwei Jahre und die noch nicht voll ausgelasteten Kapazitäten zurückführen. 
Eine weitere Entspannung in diesem Segment kann künftig nicht erwartet wer-
den, eher im Gegenteil.  
Unternehmen zeigen sich zufrieden mit Bachelor-Absolventen 
Ein ähnliches Bild zeigt sich auch auf dem Markt für Akademiker: Gaben 2008 
noch vier von zehn Unternehmen an, Schwierigkeiten bei der Besetzung von 
Fach- und Führungskräften mit akademischem Abschluss zu haben, ist es ak-
tuell fast jedes vierte. Wie auch in den Jahren 2006 und 2008 ist in diesem 
Bereich ein Nachfrageüberhang bei größeren und auslandsaktiven Unterneh-
men feststellbar, und auch Unternehmen aus dem Osten Deutschlands haben 
überdurchschnittlich häufig Probleme, geeignete Akademiker für sich zu ge-
winnen. 
Die Einführung des Bachelor-Abschlusses leistet noch keinen entscheidenden 
Beitrag zur Lösung dieses Problems. Zwar griffen Unternehmen mit Stellenbe-
setzungsproblemen deutlich öfter auf Hochschulabsolventen mit Bachelor-
Abschluss zurück; der Anteil der Unternehmen, die überhaupt in den letzten 
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zwei Jahren Personal mit derartigem akademischen Grad eingestellt haben, 
ist mit 11,6 % aber noch gering. Wie zu erwarten war, findet man Absolventen 
mit diesem Abschluss vor allem in großen und exportierenden Unternehmen. 
Positiv stimmt allerdings, dass nahezu alle diese Unternehmen mindestens 
zufrieden mit der Leistung der Bachelor-Absolventen sind, was auch andere 
Unternehmen zukünftig sensibler für diese Beschäftigungsgruppe machen 
sollte. 
Kaum Probleme bei der Suche nach an- und ungelerntem Personal 
Das Bild der letzten Jahre im Bereich des an- und ungelernten Personals ist 
nahezu unverändert. Lag der Anteil der Unternehmen, die Probleme bei der 
Besetzung derartiger Stellen hatten, im Jahr 2008 bereits unter 10 %, ist die-
ser Anteil mit 8,6 % fast konstant geblieben. Diese Entwicklung erklärt sich 
nicht nur durch den sinkenden Bedarf während des konjunkturellen Ab-
schwungs, sondern auch durch die Verlagerung hin zu wissensbasierten Tä-
tigkeiten. In diesem Bereich ist also auch zukünftig eher von einem rückläufi-
gen Personalbedarf auszugehen. Die entgegengesetzte Richtung schlägt die 
Entwicklung auf dem Lehrstellenmarkt ein. Die Suche nach Auszubildenden 
hat sich für die deutsche Industrie im Vergleich zum Herbst 2008 deutlich er-
schwert: Rund ein Viertel der Unternehmen berichtet hier von Problemen – 
fast doppelt so viele wie vor zwei Jahren. 
Unternehmen beklagen mangelnde Qualifikation der Bewerber 
Das Fehlen (hoch-)qualifizierter Arbeitskräfte in Gestalt von Fachkräften mit 
Berufsausbildung oder akademischem Abschluss lässt nicht nur Probleme bei 
der Ausweitung von Produktion und Kapazitäten befürchten. Es sind auch ne-
gative Auswirkungen auf die Innovationsfähigkeit der Unternehmen zu erwar-
ten. Bereits in der Frühjahresbefragung 2010 beurteilten drei von zehn Unter-
nehmen die mangelnde Verfügbarkeit an Fachkräften als explizites Innovati-
onshemmnis. Bei der Frage nach den Gründen für die Schwierigkeiten bei der 
Besetzung freier Stellen benennen die deutschen Industrieunternehmen die 
fehlende Qualifikation der Bewerber als Hauptursache (vgl. Abbildung 27).    63
Abbildung 27:  Gründe für die Schwierigkeiten bei der Besetzung freier Stellen 
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Insgesamt bemängeln 72,6 % der Unternehmen dies als Hindernis. Vor allem 
größere und auslandsaktive Unternehmen sind davon betroffen. Dies ist nicht 
weiter verwunderlich, da es vor allem diese Unternehmen sind, die besonders 
häufig berufs- und hochqualifizierte Bewerber suchen. Gerade in diesen bei-
den Segmenten stehen die Unternehmen zudem vor der Situation, dass es 
immer weniger Bewerber auf freie Stellen gibt. Insgesamt beklagen im Ver-
gleich zum Herbst 2008 deutlich mehr Unternehmen diesen Umstand als 
Hauptgrund für Stellenbesetzungsprobleme (40,4  %) – überdurchschnittlich 
häufig westdeutsche Familienunternehmen, die ausschließlich auf dem Bin-
nenmarkt aktiv sind. 
Bewerbern fehlt häufiger eine hinreichende Motivation 
Insgesamt beklagt ein Drittel der Unternehmen die fehlende Motivation poten-
zieller Kandidaten – weniger als im Herbst 2008. Überdurchschnittlich häufig 
macht dieser Aspekt bei der Personalsuche kleineren Unternehmen mit weni-
ger als 100 Beschäftigten zu schaffen. Das Motivationsproblem stellt sich au-
ßerdem besonders häufig bei der Rekrutierung von Auszubildenden sowie an- 
und ungelerntem Personal. Hohe Einkommenserwartungen und fehlende Mo-
bilität der Bewerber stellen vergleichsweise selten ein Hindernis bei der Be-
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setzung offener Stellen dar: Nur 24 % bzw. 13 % der Unternehmen sehen dar-
in ein Problem.  
Insgesamt ist zu beobachten, dass seit 2006 immer mehr Unternehmen über 
fehlende Bewerber klagen, wobei die Mehrzahl der Unternehmen weiterhin die 
fehlende Qualifikation als wichtigste Ursache für ihre Schwierigkeiten bei der 
Stellenbesetzung einstuft. Damit bekommt der Mangel an Fachkräften nicht 
nur eine quantitative, sondern auch eine qualitative Dimension. Hierauf müs-
sen die Unternehmen zunehmend reagieren.  
3.3.2  Maßnahmen zur Sicherung des Fachkräfteangebots 
Im Herbst 2008 zeigte sich bereits, dass ein Großteil des industriellen Mit-
telstands Maßnahmen zur mittel- bis langfristigen Deckung ihres Fachkräfte-
bedarfs ergriffen hat. In der aktuellen Herbstbefragung wurden die Aktivitäten 
zur Vermeidung des drohenden Fachkräftemangels erneut erfragt. Noch im-
mer zeigt sich die Mehrheit der Unternehmen aktiv, im Gegensatz zur Befra-
gung im Herbst 2008 liegt der Anteil mit 81,4 % jedoch leicht unter dem dama-
ligen Wert (83,2 %). Zwar trat das Fachkräfteproblem in den Krisenjahren im 
Allgemeinen etwas in den Hintergrund. Da es sich jedoch um ein langfristig zu 
lösendes Problem handelt, sollten Unternehmen und Staat gezielte Maßnah-
men unabhängig von der konjunkturellen Entwicklung ergreifen, um den Fach-
kräftebedarf auch zukünftig sichern zu können. 
Betriebliche Aus- und Weiterbildung weiterhin wichtigstes Instrument 
Wie vor zwei Jahren liegt das Hauptaugenmerk der unternehmerischen Aktivi-
täten zur Sicherung ihres Fachkräftebedarfs auf der Verstärkung und Verbes-
serung der betrieblichen Weiterbildung (51,4 %) und Ausbildung (41,9 %) so-
wie der attraktiveren Gestaltung der Arbeitsbedingungen (39,5 %, vgl. Abbil-
dung 28). In der betrieblichen Aus- und Weiterbildung besonders aktiv zeigen 
sich Unternehmen mit Schwierigkeiten bei der Personalrekrutierung. Sie rea-
gieren damit auf den für sie bereits spürbaren Problemdruck, der sich vor al-
lem in der fehlenden Qualifikation der Bewerber widerspiegelt. Unternehmen 
ohne diese Schwierigkeiten arbeiten hingegen überdurchschnittlich häufig an 
ihrem Image als attraktive Arbeitsgeber, indem sie sich auf die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen im Unternehmen konzentrieren. Diese Maßnahmen 
dürften eher eine indirekte Wirkung haben, um dem Fachkräftemangel zu be-
gegnen – sozusagen vorbeugend, bevor das Problem im Unternehmen ent-
steht. Unabhängig von Stellenbesetzungsproblemen setzten rund drei von   65
zehn Unternehmen auf Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
und immer noch jedes Vierte auf die Kooperation mit Hochschulen. Von nach-
rangiger Bedeutung für die Unternehmen ist die stärkere Fokussierung auf be-
stimmte Beschäftigungsgruppen, wie weibliche oder ältere Fachkräfte 
(18,1 %). 
Abbildung  28: Maßnahmen zur Deckung des Fachkräftebedarfs auf Unter-
nehmensebene 
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Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass das Problembewusstsein in den Un-
ternehmen zwar vorhanden ist, im Bereich der Vorbeugung eines Fachkräfte-
mangels allerdings noch Potenziale ungenutzt bleiben, insbesondere bei der 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen und der Zusammenarbeit mit Hochschu-
len. Dies gilt gerade für kleine und mittlere Unternehmen, die insgesamt deut-
lich seltener aktiv sind, wenn es um die Sicherung ihres Fachkräftebedarfs 
geht. Dabei werden kleinere Unternehmen von Bewerbern häufig als weniger 
attraktiv empfunden, während sie zudem meist weniger – auch finanzielle – 
Ressourcen bei der Suche nach Mitarbeitern einsetzen können als größere 
Unternehmen. Schon aus diesem Grund und mit Blick auf die zukünftigen 
(demografischen) Entwicklungen sollten Potenziale genutzt werden. 
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Verbesserung der schulischen (Aus-) Bildung wird empfohlen 
Zur Sicherung des Fachkräftebedarfs fordern nahezu alle deutschen Indust-
rieunternehmen vom Staat die Verbesserung der schulischen Ausbildung 
(93,6 %). In der Rangliste der bedeutendsten Maßnahmen zur Abmilderung 
des Fachkräftemangels in Deutschland findet sich diese gesamtwirtschaftliche 
Maßnahme mit deutlichem Abstand an erster Stelle (vgl. Abbildung 29). 
Schließlich stellt die fehlende Qualifikation der Bewerber das größte Hindernis 
bei der Besetzung freier Stellen dar. Entsprechend rangiert die Verbesserung 
der Angebote zur beruflichen Weiterbildung – ebenfalls eine qualifizierende 
Maßnahme – auf Platz zwei (55,5 %). Seit jeher kritisieren Unternehmen die 
Praxisferne und die fehlende Bedarfsorientierung institutionalisierter Aus- und 
Weiterbildungsangebote. Auch das berufliche Ausbildungssystem steht mit 
Rangplatz drei in der Kritik. Gut drei von zehn Unternehmen sehen hier Hand-
lungsbedarf und stufen eine grundsätzliche Veränderung als sehr bedeutend 
ein – zumal der Markt für Auszubildende seit 2008 deutlich enger geworden ist 
und die Besetzung von Ausbildungsplätzen zunehmend zum Problem für die 
Unternehmen wird. 
Abbildung  29: Bedeutung gesamtwirtschaftlicher Maßnahmen zur Abmilde-
rung des Fachkräftemangels 
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Daten hochgerechnet, Basis: n = 1.188    67
Fast die Hälfte der Unternehmen misst der Erleichterung des Zugangs aus-
ländischer Fachkräfte auf den deutschen Arbeitsmarkt und der Verkürzung 
von Studienzeiten nur eine geringe Bedeutung für die Behebung des Fach-
kräftemangels bei. Die übrigen Unternehmen sehen darin zumindest eine Op-
tion. Im Vordergrund steht aber die Forderung, die Arbeit am eigenen (Aus-) 
Bildungssystem weiter voranzutreiben – zumindest nach Einschätzung des 
industriellen Mittelstands. 
3.4 Internationalisierung 
Zusammenfassung: Deutschland exportiert sich aus der Krise – so könnte das 
Fazit der exportierenden Unternehmen des industriellen Mittelstands lauten. 
Der weltweite Handel ist der wesentliche Treiber für die konjunkturelle Erho-
lung der deutschen Wirtschaft. Zwar könnten viele bislang rein binnenmarkt-
orientierte Unternehmen ebenfalls Absatzchancen im Ausland nutzen, offen-
sichtlich fällt ihnen aber der erste Schritt auf die internationalen Märkten 
schwer. Fehlende Marktinformationen und der Mangel an Auslandskontakten 
bleiben die größten Hindernisse auf dem Weg über die eigenen Grenzen. 
Dennoch ist und bleibt der Export die Hauptform des Auslandsengagements 
der mittelständischen Industrieunternehmen. Primäres Ziel der grenzüber-
schreitenden Aktivitäten ist es, neue Absatzmärkte zu erschließen. 
3.4.1  Auslandsengagement nach der Krise ungebrochen 
Die starke Nachfrage aus dem Ausland hat maßgeblich zur konjunkturellen 
Erholung der deutschen Wirtschaft im letzten halben Jahr beigetragen. Die 
Ergebnisse der aktuellen Herbstumfrage zeigen, dass rund 60 % der mittel-
ständischen Industrieunternehmen im Ausland aktiv sind – sei es durch den 
Export eigener Produkte, durch Standorte vor Ort, Lohnfertigung im Ausland 
oder durch sonstige Kooperationen. Erfreulich: Bereits in den unteren Grö-
ßenklassen liegt der Anteil der auslandsaktiven Unternehmen auf einem recht 
hohen Niveau. Mehr als die Hälfte der Unternehmen mit weniger als 20 Be-
schäftigten unterhält geschäftliche Beziehungen ins Ausland. 
Mit Blick in die Zukunft planen allerdings nur wenige binnenmarktorientierte 
Unternehmen in den kommenden Jahren den Schritt über die Grenzen: Nur 
2,5  % der befragten Unternehmen planen einen Einstieg in ausländische 
Märkte. Bleibt zu hoffen, dass die treibende Kraft der Auslandsnachfrage wäh-
rend des Aufschwungs den Unternehmen zusätzliche Anreize bietet, stärker 
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über eine Erschließung von Absatzpotenzialen auf internationalen Märkten 
nachzudenken. 
Export eigener Produkte bleibt Hauptform des Auslandsengagements 
Der Außenhandel ist nicht nur eine wichtige Säule der deutschen Volkswirt-
schaft, sondern bleibt außerdem die dominierende Form des Auslandsenga-
gements der deutschen Industrie. Mehr als 85 % der auslandsaktiven Unter-
nehmen nutzen diese Form der Internationalisierung und vertreiben die eige-
nen Waren auch in internationalem Umfeld (vgl. Abbildung 30). Die möglichen 
weiteren Formen, sich im Ausland unternehmerisch zu engagieren, folgen er-
wartungsgemäß mit deutlichem Abstand.  
Abbildung 30:  Formen der Geschäftsbeziehungen ins Ausland 
© IfM Bonn
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Die zweithäufigste Form der Auslandsaktivität ist die vertragliche Lohnferti-
gung und -veredelung. Im Vergleich zum Frühjahr 2008 sind in diesem Be-
reich die Aktivitäten deutscher Industrieunternehmen angestiegen. Die ver-
gleichsweise hohen Arbeitskosten in Deutschland, die sich durch das Festhal-
ten an der Stammbelegschaft während der Krise und damit einhergehenden 
Produktivitätsrückgängen nochmals – zumindest kurzfristig – erhöht haben 
dürften, machen diese Form der Auslandsbeziehungen für drei von zehn Un-
ternehmen attraktiv. Weiter steigende Arbeitskosten, beispielsweise durch ho-  69
he Tarifabschlüsse im Zuge des Aufschwungs und die Vereinbarung von Min-
destlöhnen, könnten die Bedeutung dieser Form des Auslandsengagements 
weiter erhöhen. Daneben sind Kooperationen mit Unternehmen im Ausland in 
der deutschen Industrie durchaus verbreitet: Fast 30 % der Unternehmen mit 
Auslandsengagement arbeiten mit ausländischen Unternehmen zusammen. 
Deutschland bleibt wichtigster Produktionsstandort 
Über eigene Vertriebs- und Servicegesellschaften im Ausland verfügt momen-
tan nahezu jedes fünfte Unternehmen. Immer mehr Unternehmen, die eigene 
Produkte ins Ausland exportieren, stützen ihre Exportaktivitäten durch eigene 
Vertriebsstätten. Niedriger ist hingegen der Anteil der Unternehmen mit eige-
nen Produktionsstätten im Ausland, der bei 15,1 % liegt, wobei naturgemäß 
kleine Unternehmen seltener diese Form der Marktbearbeitung betreiben.  
Insgesamt konzentriert sich der industrielle Mittelstand beim Thema Internati-
onalisierung auf den Vertrieb von im Inland hergestellten Produkten. Das 
spricht zum einen für die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland 
und entkräftet vorerst die Befürchtungen, dass deutsche Firmen ihre Produkti-
on aus Kostengründen ins Ausland verlagern könnten – zumindest was den 
industriellen Mittelstand angeht. Zum anderen dürften bei der Wahl der Inter-
nationalisierungsstrategie auch der damit verbundene geringere Kapitaleinsatz 
und ein niedrigeres Risiko der Unternehmen durchaus eine Rolle spielen. 
Erschließung von Auslandsmärkten weiterhin oberstes Ziel 
Die Gründe, warum Unternehmen grenzüberschreitend tätig werden, sind viel-
fältig. Das Ranking der Motive für ein Auslandsengagement in der diesjährigen 
Herbstbefragung zeigt, dass die Ausdehnung und Erschließung von Absatz-
märkten unabhängig von der gewählten Internationalisierungsstrategie das 
oberste Ziel ist (70,8  %, vgl. Abbildung 31) – für Unternehmen aus Ost-
deutschland noch mehr als für westdeutsche. Nicht zuletzt die Vielzahl der so-
genannten Hidden Champions unter den kleinen und mittleren Unternehmen – 
also relativ unbekannte Unternehmen, die in ihrem jeweiligen Markt internatio-
nal führend sind – beweist die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie. 
Fast die Hälfte der im Ausland aktiven Unternehmen lockt außerdem die grö-
ßere Nähe zu den Kunden. Immerhin mehr als ein Drittel der Unternehmen 
ziehen die existierenden Lohnunterschiede ins Ausland. Speziell manage-
mentgeführte Unternehmen aus dem Westen Deutschlands wollen geringere 
Lohn- und Gehaltskosten nutzen, während Familienunternehmen dies deutlich 
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seltener als Motiv für ihr Auslandsengagement werten. Was die Top-3-Gründe 
der deutschen Industrieunternehmen für ihre Auslandsaktivitäten angeht, be-
stätigt sich damit das Bild der Frühjahrsbefragung 2008. 
Abbildung 31:  Gründe auslandsaktiver Unternehmen für ihr Engagement 
© IfM Bonn
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Mehrfachnennungen, Basis: n = 441 (928 Antworten)  
Von geringerer Bedeutung für das Auslandsengagement sind persönliche Be-
weggründe sowie niedrigere Steuern und Abgaben oder der Grad der Regulie-
rungen bzw. die Bürokratie. Obwohl der Aspekt „Bürokratie“ in der Rangfolge 
einen Platz nach hinten gerutscht ist, empfinden allerdings immer noch 14,6 % 
der Unternehmen die übermäßigen Regulierungen des deutschen Gesetzge-
bers als Beweggrund für den Gang ins Ausland – anteilsmäßig hat sich damit 
aus Sicht der Unternehmen nicht viel geändert. 
Produktivität und FuE-Know-how bleiben deutsche Tugenden 
Die Produktivität in Deutschland und das hier vorhandene Know-how im Be-
reich Forschung und Entwicklung bleiben für die deutschen Industrieunter-
nehmen eindeutig die größten Vorzüge des heimischen Standorts. Auch hier 
bestätigen sich die Ergebnisse von vor zweieinhalb Jahren und sprechen eine 
deutliche Sprache: Lediglich 6,3 % sehen eine höhere Produktivität als Grund 
für ihre Auslandsaktivitäten und nur 0,7 % der Unternehmen treibt ein besse-  71
res FuE-Know-how ins Ausland – ein eindeutiges Votum für den Wirtschafts-
standort Deutschland. 
3.4.2 Außenwirtschaftsförderung und Hemmnisse für ein Auslandsen-
gagement 
Aufbauend auf den bereits vorhandenen Instrumenten zur Außenwirtschafts-
förderung, hat die Bundesregierung im März dieses Jahres ihre Außenwirt-
schaftsoffensive beschlossen. Damit will die Regierungskoalition aktiv dazu 
beitragen, dass Chancen im internationalen Wettbewerb genutzt werden – vor 
allem im Zuge der Überwindung der Wirtschafts- und Finanzkrise.  
Die Ergebnisse der aktuellen Herbstbefragung zeigen: Mehr als 80 % der Un-
ternehmen, die im Ausland aktiv sind, nehmen keine Maßnahmen der staatli-
chen Außenwirtschaftsförderung in Anspruch (vgl. Abbildung 32). Damit nutzt 
weniger als jedes fünfte Unternehmen die öffentlichen Angebote, wobei es 
deutliche regionale Unterschiede gibt. Während mehr als vier von zehn Unter-
nehmen aus Ostdeutschland Fördermaßnahmen in Anspruch nehmen, sind es 
lediglich 15,3 % aus den alten Bundesländern. 
Außenwirtschaftsförderung intransparent und wenig bedürfnisorientiert 
Es gibt verschiedene Gründe, warum auslandsaktive Unternehmen keine 
Maßnahmen der Außenwirtschaftsförderung in Anspruch nehmen: 45,4 % be-
nötigen solche Maßnahmen nicht, während 37,4 % die mangelnde Auffindbar-
keit von Förderangeboten beklagen. Außerdem bemängelt mehr als ein Viertel 
der auslandsaktiven Unternehmen die Ausgestaltung der Maßnahmen, die 
ihrer Ansicht nach nicht ihren Bedürfnissen entsprechen. Nicht zuletzt die auf-
wendige Informationsbeschaffung hindert gut zwei von zehn Unternehmen an 
der Inanspruchnahme und gibt einen Hinweis auf ein großes Problem der 
deutschen Außenwirtschaftsförderung: Experten sprechen gar von einem För-
derdschungel, der sich aus der Vielschichtigkeit und schier unüberschaubaren 
Menge an Förderprogrammen, Initiativen und Instrumenten im Bereich der 
Außenwirtschaft ergibt. 
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Abbildung  32:  Inanspruchnahme von Außenwirtschaftsfördermaßnahmen 
durch auslandsaktive Unternehmen 
© IfM Bonn
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Basis: n = 373 (538 Antworten) Basis: n = 137 (358 Antworten)
 
Unternehmen nutzen hauptsächlich Informationsangebote 
Insgesamt gilt: Je größer ein Unternehmen ist, desto eher nimmt es Förder-
maßnahmen in Anspruch. Nutzen Unternehmen Förderinstrumente im Bereich 
der Außenwirtschaft, greift der Großteil auf Informationsveranstaltungen und  
-materialien zurück. So belegen Außenwirtschaftsinformationen bzw. Informa-
tionsveranstaltungen (68,0  %), Auslandsmesseförderung (58,6  %) und Infor-
mationsmaterialen (39,5 %) die Plätze eins bis drei der Rangliste der am meis-
ten genutzten Fördermaßnahmen (vgl. Abbildung 32). 
Mit Abstand die geringste Bedeutung weisen die auslandsaktiven Unterneh-
men Exportfinanzierungsprogrammen, der politischen Flankierung bei konkre-
ten Projekten, Finanzierungsprogrammen für Auslandsinvestitionen und Inves-
titionsgarantien zu. Diese Maßnahmen beanspruchen weniger als 10 % der 
Unternehmen, die überhaupt auf Förderangebote zurückgreifen. Damit wird 
ein wesentlicher Teil der Außenwirtschaftsoffensive nur in begrenztem Um-
fang genutzt: Das widerspricht dem eigentlichen Zweck, mit diesen Förder-
maßnahmen spezielle Finanzierungslücken von kleinerem Umfang zu schlie-
ßen. Das erklärte Ziel der Regierung, insbesondere kleinere und mittlere Un-
ternehmen bei ihrem Auslandsengagement zu stützen, wird weitestgehend   73
nicht erreicht. Ein Grund ist sicherlich auch die komplizierte Ausgestaltung des 
existierenden Fördersystems. Dieses ist vor allem für kleine Unternehmen – 
denen typischerweise auch nur begrenzte finanzielle und personelle Ressour-
cen zur Verfügung stehen – kaum zu überblicken. 
Es bestehen sicherlich noch ungenutzte Potenziale für eine gezielte Weiter-
entwicklung des Instrumentariums, um es noch stärker auf die tatsächlichen 
Bedürfnisse der mittelständischen Wirtschaft zuzuschneiden. 
Auswahl richtiger Partner entscheidend für den Schritt ins Ausland 
Insgesamt agiert der industrielle Mittelstand im Ausland recht erfolgreich. Trotz 
der zusätzlichen Absatz- und Ertragschancen jenseits der nationalen Grenzen 
war aber der erstmalige Schritt auf die internationale Bühne für viele Unter-
nehmen nach dem weltweiten konjunkturellen Einbruch (noch) zu groß. Hat 
der wirtschaftliche Verlauf der vergangenen Jahre den Unternehmen doch 
deutlich vor Augen geführt, dass eine starke Fokussierung auf ausländische 
Märkte nicht nur Chancen, sondern auch Risiken birgt. Die aktuelle Herbstbe-
fragung des BDI-Mittelstandspanels hat dieses Thema aufgegriffen. Die aus-
schließlich binnenmarktorientierten, mittelständischen Industrieunternehmen 
wurden gefragt, welche Faktoren sie daran hindern, ihre Aktivitäten auch auf 
das Ausland auszuweiten. 
„Weiche“ Faktoren versperren den Weg 
Die Spitzenposition bei den Hemmnissen für ein Auslandsengagement nimmt 
die Suche bzw. die Auswahl verlässlicher Partner ein (47,8 %), dicht gefolgt 
von sprachlichen und kulturellen Unterschieden (41,2 %), die die Unterneh-
men daran hindern, Potenziale auf ausländischen Märkten zu erschließen (vgl. 
Abbildung 33). Demnach haben finanzielle und marktliche Risiken aus der 
Sicht der Unternehmen kaum einen Einfluss auf ein erfolgreiches Auslands-
engagement. Vielmehr sind es die weichen Faktoren, wie fehlendes Vertrauen 
und Besonderheiten der unterschiedlichen Kulturen, die den Weg ins Ausland 
versperren. Dies gilt vor allem für kleinere Unternehmen mit weniger als 100 
Beschäftigten, die kaum über die nötigen Kapazitäten verfügen, um sich mit 
den kulturellen und sprachlichen Besonderheiten potenzieller Auslandsmärkte 
vertraut zu machen. Größere Unternehmen hingegen leiden deutlich stärker 
unter der Konkurrenzsituation und den rechtlichen bzw. politischen Rahmen-
bedingungen im Ausland. 
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Abbildung 33:  Hemmnisse für ein Engagement im Ausland 
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Mangelnde personelle Ressourcen sind nur selten ein Hindernis 
Unabhängig von der Unternehmensgrößenklasse ist für vier von zehn Unter-
nehmen die Konkurrenz vor Ort maßgeblich für die Entscheidung gegen eine 
Ausweitung ihrer Geschäftstätigkeit auf ausländische Märkte – und nimmt da-
mit Platz drei der Rangliste ein. Last but not least ist festzuhalten, dass die 
Verfügbarkeit von Personal als Hemmnis für ein Engagement im Ausland aus 
der Sicht der befragten Unternehmen nur eine untergeordnete Rolle spielt. Nur 
für rund 14 % der Unternehmen ist der Mangel an Personal – sei es im In- 
oder Ausland – ein Hindernis für den Schritt über die eigenen Grenzen. 
Fazit: Ein Personalmangel in Deutschland ist für die befragten Unternehmen 
kein Grund, ins Ausland abzuwandern. Gleichzeitig sind knappe Personalres-
sourcen aber auch kein Hindernis, es nicht zu tun. Vielmehr ist die Entschei-
dung gegen eine internationale Ausrichtung den Defiziten bei der Erkundung 
der Marktbedingungen und -besonderheiten geschuldet. Hier zeigt das Infor-
mationsangebot im Rahmen der Außenwirtschaftsförderung erste Ansätze, 
verfügt aber noch über ungenutzte Potenziale und weitere Möglichkeiten, die 





Anmerkungen zu Zielgruppe und Methode 
Die Grundgesamtheit des BDI-Mittelstandspanels setzt sich aus allen deut-
schen Industrieunternehmen der Wirtschaftsabschnitte "verarbeitendes Ge-
werbe", "Baugewerbe", "Energie- und Wasserversorgung" sowie "Bergbau und 
Gewinnung von Steinen und Erden" zusammen. Bei der ersten Erhebung im 
Frühjahr 2005 beteiligten sich rund 2.600 Unternehmen aus einer repräsenta-
tiven Stichprobe der Grundgesamtheit an der Befragung. Diese Unternehmen 
wurden in den nachfolgenden Erhebungswellen regelmäßig befragt. Im Rah-
men der Frühjahrserhebung 2008 wurden zusätzlich gut 14.000 Unternehmen 
zur Teilnahme aufgefordert. Der Einladung folgten rund 1.235 Unternehmen. 
Unter Berücksichtigung der laufend stattfindenden Adressbereinigung betrug 
die Bruttostichprobe der elften und zwölften Befragungswelle rund 3.600 bzw. 
2.971 Unternehmen.  
Die Gesamtzahl der deutschen Industrieunternehmen ist auf die einzelnen 
Wirtschaftsbereiche und Beschäftigtengrößenklassen ungleich verteilt. Daher 
wurde die Bruttostichprobe des BDI-Mittelstandspanels umgekehrt proportio-
nal nach Beschäftigtengrößenklassen geschichtet, um sicherzustellen, dass in 
den verschiedenen Unternehmensgrößenklassen - insbesondere in den obe-
ren - ausreichend viele Antworten erzielt werden. Im Segment der Unterneh-
men mit 200 und mehr Mitarbeitern wurde eine Vollerhebung durchgeführt; in 
den Größenklassen bis 200 Mitarbeiter erfolgte eine Zufallsauswahl.  
Um von der Stichprobe auf die Grundgesamtheit schließen zu können, wurden 
die Befragungsergebnisse gewichtet bzw. hochgerechnet. Anhand der Schät-
zung der Unternehmensanzahl und der Beschäftigtenzahl deutscher Indust-
rieunternehmen je Beschäftigtengrößenklasse gemäß amtlicher Statistiken 
wurde die Stichprobe nachträglich nach dem Verfahren "Soll durch Ist" (SdI) 
der Grundgesamtheit angepasst. Im Rahmen der Auffüllung der Stichprobe 
mit neuen Unternehmen im Frühjahr 2008 wurde die Konzeption der Hoch-
rechnung ab der siebten Befragungswelle leicht modifiziert: Anstatt wie bislang 
quantitative Angaben mit drei verschiedenen Faktoren (Umsatz, Investitionen, 
Beschäftigte) hochzurechnen, werden nun alle quantitativen Größen aus-
schließlich anhand der Beschäftigungszahlen hochgerechnet. Dies führt dazu, 
dass die aktuell publizierten Ergebnisse nicht mehr zwingend mit denen frühe-













Q1   Wie beurteilen Sie die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen in Deutsch-
land?  
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich) 





dingungen sind zurzeit...  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Die wirtschaftspolitischen Rahmenbe-
dingungen sind in den nächsten 12 Mo-
naten voraussichtlich... 
￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
 
Q2   Wie bewerten Sie die folgenden Aussagen? 
Zur Konsolidierung des Bundeshaushalts sind in der laufenden Legislaturperiode 
... zu befürworten. 
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich) 










Steuererhöhungen  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Ausgabenkürzungen  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Steuersenkungen zur Stimulierung 
von Wachstum  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Zusätzliche investive Ausgaben zur 
Stimulierung von Wachstum  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
 
Q3   Der Koalitionsvertrag sieht die Einführung eines Stufentarifs bei der Einkommen-
besteuerung vor. Zusammen mit weiteren Reformschritten soll dies möglichst ab 
dem 01.01.2011 eine jährliche Entlastung der Bürger im Gesamtvolumen von 
24 Milliarden Euro bewirken. 
Welche Vorgehensweise bevorzugen Sie? 
 (Nur  eine Antwort möglich) 
￿  Die Reform sollte so schnell wie möglich umgesetzt werden - unter allen Umstän-
den. 
￿  Die Reform sollte nur ohne zusätzliche Kreditaufnahme umgesetzt werden. 













Q4  Wie beurteilen Sie die Wirtschaftslage Ihres Unternehmens? 
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich) 




Aktuelle Lage – 1. Halbjahr 2010  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿ 
Zukünftige Lage – 2. Halbjahr 2010  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿ 




Q5  Auf welche Summe beliefen sich Ihre Investitionen in Sachanlagen im Jahr 2009? 
Sofern Sie in 2009 keine Investitionen getätigt haben, tragen Sie bitte eine Null ein. 
ca. ________ Mio. Euro 
 
Q6  Auf welche Summe belaufen sich Ihre für das Jahr 2010 geplanten Investitionen in 
Sachanlagen? 
Sofern Sie in 2010 keine Investitionen tätigen werden, tragen Sie bitte eine Null ein. 
ca. ___________ Mio. Euro 
 
FILTER 
Falls Q5 > 0  ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q7 
Falls Q6 > 0  ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q7 
Andernfalls  ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q8 
 
Q7  Bitte teilen Sie die angegebene/n Investitionssumme/n für 2009 und 2010 nach dem 
Investitionsziel auf.  
Schätzungen genügen, in der Summe sollten es aber 100 % sein. 
  2009 2010 
Kapazitätserweiterung  ca. _________ %  ca. _________ % 
Rationalisierung/Kostensenkung  ca. _________ %  ca. _________ % 
Ersatzbeschaffung  ca. _________ %  ca. _________ % 
Sonstige Investitionsziele  ca. _________ %  ca. _________ % 
Insgesamt  100 %  100 % 













Q8  Wie haben sich die Finanzierungsbedingungen Ihres Unternehmens in den letzten 
6 Monaten verändert? 
 (Nur  eine Antwort möglich) 
sehr positiv  eher positiv  gar nicht  eher negativ  sehr negativ  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
 
FILTER 
Falls Q8 = eher negativ/sehr negativ               ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q9 
Andernfalls                                                         ► WEITER MIT Q10 
 
Q9  Von welcher Veränderung Ihrer Finanzierungsbedingungen sind Sie betroffen?  
(Mehrfachnennungen möglich, Randomisierung) 
￿  Sinkende Bereitschaft der Banken zur Bereitstellung neuer Kreditlinien 
￿  Sinkende Bereitschaft der Banken zur Vergabe von neuen Investitionskrediten 
￿  Kündigung von bestehenden Krediten/Kreditlinien 
￿  Höhere Risikoaufschläge (Kreditmargen) auf die Kreditzinsen 
￿  Strengere Dokumentations- und Sicherheitsanforderungen 
￿  Schlechterer Zugang zu alternativen Finanzierungsinstrumenten  
(z.B. Leasing, Factoring, Private Equity) 
￿  Schlechterer Zugang zu Export- und/oder Warenkreditversicherungen 
￿  Zusätzlicher, noch nicht gedeckter Finanzierungsbedarf 
￿  Häufigere Gespräche mit der Hausbank 











Q10  Hat Ihr Unternehmen seit Beginn der Krise Mittel des Kredit- und Bürgschaftspro-
gramms „Wirtschaftsfonds Deutschland“ in Anspruch genommen? 
(Mehrfachnennungen im Antwortblock „Ja“ ODER  eine Antwort im Antwortblock „Nein“) 
￿  zur Finanzierung von Investitionen aus dem KfW-Sonderprogramm. 
￿  zur Finanzierung von Betriebsmitteln aus dem KfW-Sonderprogramm.
Ja, ... 
￿  Bürgschaften des Bundes, von Bürgschaftsbanken bzw. Bundeslän-
dern. 
￿ kein  Bedarf. 
￿  unser Antrag wurde abgelehnt. 
￿  wir haben unseren Antrag wieder zurückgezogen. 
Nein, ... 
￿  wir versuchen trotz Finanzbedarfs möglichst auf eine staatliche Unter-
stützung zu verzichten. 
 
FILTER 
Falls Q10 = Nein, unser Antrag wurde abgelehnt.            ► WEITER MIT Q11 
Falls Q10 = Nein, wir haben unseren Antrag wieder zurückgezogen. 
 ► WEITER MIT Q11 
Falls Q10 =  Ja, ...                                                                 ► WEITER MIT Q11 
Andernfalls                                                                            ► WEITER MIT Q12 
 
Q11  Antwort aus Q10 nennen. Beispiel: 
Sie haben Mittel aus dem Wirtschaftsfonds Deutschland in Anspruch genommen. 
Wie bewerten Sie die folgenden Aspekte hinsichtlich der Beantragung und Aus-
gestaltung der Förderung? 










Unterstützung der Hausbank  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Kenntnisstand  der  Bankberater  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Bearbeitungsdauer bis zur Bereitstel-
lung der Finanzmittel  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Konditionen (z.B. Zinssatz, Laufzeit)  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿ 
Ausgestaltung der Förderrichtlinien  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 











Forschung und Entwicklung / Innovationen 
 
Q12  Betreibt Ihr Unternehmen Forschung und Entwicklung / Innovationen in den fol-
genden Bereichen? 
(Mehrfachantworten im Antwortblock „Ja“ ODER  eine Antwort im Antwortblock „Nein“) 
  Ja, Projekt der-
zeit in Durch-
führung 
Ja, Projekt in den 
letzten zwei Jah-
ren abgeschlossen 
Nein, aber in 
Planung  Nein  weiß 
nicht 
Produktinnovationen ￿ ￿  ￿  ￿  ￿ 
Prozessinnovationen ￿ ￿  ￿  ￿  ￿ 
Innovationen des 
Geschäftsmodells  ￿ ￿  ￿  ￿  ￿ 
 
Q13  Wer sind die beiden wichtigsten Impulsgeber für Forschung und Entwicklung / In-
novationen für Ihr Unternehmen? 
(Nur zwei Nennungen möglich, Randomisierung) 
￿ Geschäftsführung,  Management 
￿ Mitarbeiter 
￿  Kunden / Zulieferer 
￿ Wettbewerber 
￿  Wissenschaft / Forschungseinrichtungen (extern) 
￿ Externe  Berater 
 
Q14   Gibt es in Ihrem Unternehmen ein eigenes Budget für Forschung und Entwicklung /
Innovationen? 
 (Nur  eine Antwort möglich) 
ja nein  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ 
 
Q15  Wie werden sich die Ausgaben Ihres Unternehmens für Forschung und Entwick-
lung / Innovationen in den kommenden zwei Jahren verändern? 
 (Nur  eine Antwort möglich) 
stark steigen  steigen  gleich bleiben sinken stark  sinken  weiß nicht 
















Q16  Welche der folgenden Faktoren empfinden Sie als Hemmnis für Ihr Engagement im 
Bereich Forschung und Entwicklung / Innovationen? 
  (Mehrfachnennungen möglich, Randomisierung) 
￿  Gesetzliche Auflagen / Vorgaben 
￿  Zugang zu Fördergeldern 
￿  Zugang zu Finanzierung 
￿  Mangelnde Verfügbarkeit von Fachkräften 
￿ Fehlende  Marktkenntnisse 
￿ Lange  Umsetzungszeiten 
 
Q17   Eigenfinanzierte Aufwendungen für Forschung und Entwicklung (FuE) können als 
Betriebsausgabe steuerlich geltend gemacht werden. Stellen Sie sich vor, Sie 
könnten zusätzlich 10 % Ihrer FuE-Aufwendungen direkt von der Steuerschuld ab-
ziehen. Würde dies zu einer Ausweitung Ihrer FuE-Anstrengungen führen? 
 (Nur  eine Antwort möglich) 
Ja, in deutlichem 
Umfang 
Ja, in geringem 
Umfang  Nein  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ ￿ 
 
FILTER 
Falls Rechtsform vorhanden                            ► Nächster Filter 
Falls Rechtsform NICHT vorhanden                ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q18_vor
 
Q18_vor  Welche Rechtsform hat ihr Unternehmen? 





￿  GmbH & Co. KG 
￿ AG 
￿ GbR 
￿ Sonstige  ___________________________________ 












Falls Rechtsform = Personengesellschaft      ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q18 
Andernfalls                                                         ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q20 
 
Q18   Im Rahmen der Unternehmenssteuerreform im Jahr 2008 wurde für Personenge-
sellschaften eine steuerliche Begünstigung von nicht ausgeschütteten Gewinnen 
eingeführt (Thesaurierungsbegünstigung). Ist Ihnen diese Regelung bekannt? 
 (Nur  eine Antwort möglich) 
ja nein  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ 
 
FILTER 
Falls Q18 = ja                                                 ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q19 
Andernfalls                                                    ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q20 
 
Q19   Haben Sie bereits selbst von der Thesaurierungsbegünstigung Gebrauch ge-
macht? 
 (Nur  eine Antwort möglich) 
ja nein  weiß nicht 









Geschäftszahlen 2008 / 2009 
 
Die Fragen zu dem Geschäftsjahr 2008 werden über das Paßwort gefiltert und nur denjenigen 
Unternehmen gestellt, die noch keine Angaben zu diesen Aspekten in früheren Befragungswellen 
gemacht haben. 
 
Q20   Wie hoch war der Umsatz Ihres Unternehmens im Geschäftsjahr 2009 / in den fol-
genden Geschäftsjahren?  
Umsatz 2008 
 
__________ Mio. Euro 
Umsatz 2009 
 
__________ Mio. Euro 
Q21  Wie hoch war die Umsatzrendite vor Steuern Ihres Unternehmens im Geschäfts-
jahr 2009 / in den folgenden Geschäftsjahren? 
(Nur eine Antwort möglich.) 
  Umsatzrendite 2008  Umsatzrendite 2009 
< 0 %  ￿  ￿ 
0 – 2,9 %  ￿  ￿ 
3 – 4,9 %  ￿  ￿ 
5 – 9,9 %  ￿  ￿ 
10 % oder mehr  ￿  ￿ 
weiß nicht  ￿ ￿ 
 
Q22  Wie hoch war die Exportquote Ihres Unternehmens im Geschäftsjahr 2009 / in den 
folgenden Geschäftsjahren? 
(Bitte ohne Nachkommastelle eintragen. Für 'kein Export' bitte eine Null eintragen.) 
2008 
etwa ______ % 
2009 

































Q23 Wie  viele  Beschäftigte hatte Ihr Unternehmen zum ...? 
Angaben jeweils ohne Leih-/und Zeitarbeiter.  
(Kontrollsumme einfügen: Beschäftigte insgesamt ergibt sich als Summe der Einträge zur 
Zahl der Beschäftigten im Inland und im Ausland.) 
  31.12.2008 31.12.2009 

















Q23a    Wie viele Leih-/Zeitarbeiter beschäftigte Ihr Unternehmen zum 31.12.2009 in 
Deutschland? 
Sofern Sie derzeit keine Leih-/Zeitarbeiter beschäftigen, tragen Sie bitte eine Null ein. 
 
ca.________  
Q24  Wie werden sich die folgenden Kennzahlen Ihres Unternehmens im Jahr 2010 ent-
wickeln? 
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich) 








Umsatz insgesamt  ￿  ￿  ￿  ￿ 
Inlandsumsatz ￿  ￿  ￿  ￿ 
Auslandsumsatz ￿  ￿  ￿  ￿ 
Umsatzrendite ￿  ￿  ￿  ￿ 
Anzahl der Beschäftigten im Inland  ￿  ￿  ￿  ￿ 
Anzahl der Beschäftigten im Ausland  ￿  ￿  ￿  ￿ 
Anzahl der Leih-/Zeitarbeiter  ￿  ￿  ￿  ￿ 












Falls laut Q24 „Umsatz insgesamt“ = wird sinken  
►     MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q25a 
Falls laut Q24 „Umsatz insgesamt“ = wird steigen   
►     MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q25b 
Falls laut Q24 „Umsatz insgesamt“ = wird gleich bleiben  
► nächster  Filter 
 
Q25a  Um wieviel Prozent wird der Umsatz Ihres Unternehmens in 2010 zurückgehen (Ba-
sis 31.12.2009)? 




Q25b   Um wieviel Prozent wird Ihr Unternehmen seinen Umsatz in 2010 ausweiten können 
(Basis 31.12.2009)? 






Falls laut Q24 „Anzahl der Beschäftigten im Inland“ = wird sinken   
►   MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q26a 
Falls laut Q24 „Anzahl der Beschäftigten im Inland“ = wird steigen   
►   MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q26b 
Falls laut Q24 „Anzahl der Beschäftigten im Inland“ = wird gleich bleiben 
► nächster  Filter 
 
 
Q26a  Um wieviel Prozent wird Ihr Unternehmen die Gesamtbeschäftigung im Inland in 
2010 reduzieren (Basis 31.12.2009)? 
Schätzungen genügen. Bitte ohne Nachkommastelle eintragen. 
 











Q26b   Um wieviel Prozent wird Ihr Unternehmen die Gesamtbeschäftigung im Inland in 
2010 ausweiten (Basis 31.12.2009)? 





Falls laut Q24 „Anzahl der Leih-/Zeitarbeiter“ = wird sinken   
►   MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q27a 
Falls laut Q24 „Anzahl der Leih-/Zeitarbeiter“ = wird steigen   
►   MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q27b 
Falls laut Q24 „Anzahl der Leih-/Zeitarbeiter“ = wird gleich bleiben 
► Ende 
 
Q27a Um wieviel Prozent wird Ihr Unternehmen den Bestand an Leih-/Zeitarbeitern im In-
land in 2010 reduzieren (Basis 31.12.2009)? 





Q27b Um wieviel Prozent wird Ihr Unternehmen den Bestand an Leih-/Zeitarbeitern im In-
land in 2010 ausweiten (Basis 31.12.2009)? 




Vielen Dank für Ihre Teilnahme. Anfang Juni werden Sie eine Zusammen-
fassung der Ergebnisse von uns erhalten. 













Q1   Wie beurteilen Sie die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen in Deutsch-
land?  
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich.) 





dingungen sind zurzeit...  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Die wirtschaftspolitischen Rahmenbe-
dingungen sind in den nächsten 12 Mo-
naten voraussichtlich... 
￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
 
Q2   Welche Bedeutung haben für Ihr Unternehmen die folgenden politischen Hand-
lungsfelder mit Blick auf die aktuelle Legislaturperiode?  
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich, Randomisierung.) 
  wichtig  eher 
wichtig  neutral  eher 
unwichtig unwichtig  weiß 
nicht 
Absenkung der Lohnzusatzkosten/ 
Lohnnebenkosten  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Verstärkte Investitionen in Bildung 
und Ausbildung  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Förderung von Forschung und In-
novation  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Abbau  der  Bürokratie  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Reform der Lohn-/Einkommen-
steuer  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Haushaltskonsolidierung/Abbau der 
Staatsverschuldung  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Verbesserte Rahmenbedingungen 
für die Unternehmensfinanzierung  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Weitere Flexibilisierung des Ar-
beitsrechts, Lockerung des Kün-
digungsschutzes 
￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Neuausrichtung der Energie-
politik  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 











Q3   Das Bundeskabinett hat bei seiner Klausurtagung im Juni 2010 die Grundlagen für 
die Haushaltskonsolidierung festgelegt. Danach sollen bis zum Jahr 2014 rund 80 
Mrd. Euro eingespart werden. 
Wie beurteilen Sie das Sparpaket zur Haushaltskonsolidierung gesamtwirtschaftli-
ch? 
 (Nur  eine Antwort möglich.) 




Geht in die 
falsche Richtung  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
 
Q4   Wie schätzen Sie die Auswirkungen der Maßnahmen des Sparpakets auf Ihr Unter-
nehmen ein? 
 (Nur  eine Antwort möglich.) 
positive Auswirkungen  keine Auswirkungen negative  Auswirkungen weiß nicht 




Q5  Wie beurteilen Sie die Wirtschaftslage Ihres Unternehmens? 
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich.) 




Aktuelle Lage – 2. Halbjahr 2010  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿ 
Zukünftige Lage – 1. Halbjahr 2011  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿ 
Zukünftige Lage – 2. Halbjahr 2011  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿  ￿ 
 
Q6  Wie wichtig sind die folgenden Faktoren bei der Bewertung Ihrer zukünftigen Wirt-
schaftslage? 
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich, Randomisierung.) 
  wichtig  eher 
wichtig  neutral  eher 
unwichtig unwichtig  weiß 
nicht 
Nachfrageentwicklung im Inland  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Nachfrageentwicklung im Ausland  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Entwicklung der Preise für Roh-
stoffe und Energie  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Mangel an Fachkräften  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Euro/US-Dollar-Wechselkurs  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Finanzierungsbedingungen/ 
Finanzmarktkrise  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 











Arbeitskosten/Lohnstückkosten ￿ ￿ ￿ ￿ ￿  ￿ 
 
Q7   Welche der folgenden Kernstrategien wird in Ihrem Unternehmen primär verfolgt? 
 (Nur  eine Antwort möglich.) 
￿  Kostenführerschaft (branchenweites Standardprodukt zu niedrigem Preis; großer 
Markt) 
￿  Qualitätsführerschaft/Differenzierungsstrategie (branchenweites Qualitätsprodukt zu 
hohem Preis; großer Markt) 
￿  Nischenstrategie/Konzentration auf Schwerpunkte (Qualitätsprodukt in einem Seg-
ment; hohe Preise/Kosten; begrenzter Markt) 
￿  Andere, und zwar: ____________________________________________________




Q8   Unterhält Ihr Unternehmen geschäftliche Beziehungen ins Ausland? 
 (Nur  eine Antwort möglich.) 
Ja 
Nein, aber in den 
nächsten zwei Jahren 
geplant 
Nein  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ ￿ 
 
FILTER 
Falls Q8 = nein                                                   ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q8a 
Andernfalls                                                         ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT  
                                                                                 NÄCHSTER FILTER 
 
Q801 Welche der folgenden Faktoren empfinden Sie als Hemmnisse für ein Engagement 
im Ausland? 
  (Mehrfachnennungen möglich, Randomisierung.) 
￿  Suche/Auswahl verlässlicher Partner 
￿  Konkurrenz im jeweiligen Markt 
￿  Eigene Preise im Zielmarkt zu hoch 
￿  Mangel an qualifiziertem Personal im Ausland 
￿  Mangel an Personalressourcen in Deutschland 
￿  Beschaffung verlässlicher Marktinformationen schwierig 
￿  Rechtliche und politische Rahmenbedingungen im Ausland 
￿  Sprachbarrieren/kulturelle Unterschiede 












Falls Q8 = Ja/Nein, aber in den nächsten zwei Jahren geplant 
                                                                             ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q9  
Andernfalls                                                         ► WEITER MIT Q13 
 
Q9  Welche Formen von Auslandsbeziehungen unterhält oder plant Ihr Unternehmen? 
(Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich, Randomisierung.) 
 
Ja 




Nein  weiß nicht 
Export eigener Produkte ins Aus-
land  ￿ ￿ ￿  ￿ 
Lohnfertigungs-/-veredelungsauf-
träge an Unternehmen im Ausland  ￿ ￿ ￿  ￿ 
Lizenzvergabe an/Franchisever-
träge mit Unternehmen im Ausland  ￿ ￿ ￿  ￿ 
Kooperationsabkommen mit Un-
ternehmen im Ausland  ￿ ￿ ￿  ￿ 
Kapitalbeteiligungen oder Joint 
Ventures an/mit ausländischen Un-
ternehmen 
￿ ￿ ￿  ￿ 
Eigene Vertriebs-/Service-
gesellschaften im Ausland  ￿ ￿ ￿  ￿ 
Eigene Produktionsstätten im Aus-
land  ￿ ￿ ￿  ￿ 
 
FILTER 
Falls laut Q9 ausschließlich „Exporte eigener Produkte ins Ausland“ 
                                                                             ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q11  
Andernfalls                                                         ► WEITER MIT Q10 












Q10   Bitte nennen Sie uns die wesentlichen Gründe für Ihr Auslandsengagement. 
  (Mehrfachnennungen möglich, Randomisierung.) 
￿  Erschließung und Ausbau von Absatzmärkten 
￿  Niedrigere Lohn- und Gehaltskosten 
￿  Höhere Produktivität im Ausland 
￿  Größere Nähe zum Kunden/Kundenwunsch 
￿  Niedrigere Steuern/Abgaben/Zölle 
￿  Besseres FuE-Know-how im Ausland 
￿  Weniger Regulierung/Bürokratie im Ausland 
￿  Persönliche Beweggründe/zufällige Kontakte 
 
Q11   Hat Ihr Unternehmen bereits Maßnahmen der Außenwirtschaftsförderung genutzt? 
  
z. B. Ausfuhrgewährleistungen, Außenwirtschaftsberatung, Auslandsmesseförde-
rung etc. 
 (Nur  eine Antwort möglich.) 
Ja Nein  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ 
 
FILTER 
Falls Q11 = ja                                                      ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q12a 
Falls Q11 = nein                                                 ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q12b 
Andernfalls                                                         ► WEITER MIT Q13 












Q1201  Welche der folgenden Förderinstrumente haben Sie bereits in Anspruch genom-
men? 
  (Mehrfachnennungen möglich, Randomisierung.) 
￿  Ausfuhrgewährleistungen (Hermes-Bürgschaften) 
￿  Auslandsmesseförderung/Kontakt- und Kooperationsbörsen 
￿  Außenwirtschaftsinformationen/Informationsveranstaltungen 
￿  Außenwirtschaftsberatung 
￿  Exportfinanzierungsprogramme 
￿  Finanzierungsprogramme für Auslandsinvestitionen 
￿ Informationsmaterialien 
￿ Investitionsgarantien 
￿ Markterkundungs-  und  Delegationsreisen 
￿  Politische Flankierung bei konkreten Unternehmensprojekten 
 
Q1202  Bitte nennen Sie uns die wesentlichen Gründe, warum Sie keine Maßnahmen der 
Außenwirtschaftsförderung genutzt haben. 
  (Mehrfachnennungen möglich, Randomisierung.) 
￿  Förderangebote sind nicht bekannt 
￿  Maßnahmen entsprechen nicht unseren Bedürfnissen 
￿  Informationsbeschaffung über Förderangebote ist zu aufwendig 
￿  Maßnahmen werden nicht benötigt 
￿  Förderantrag wurde abgelehnt 




Q13  Wie haben sich die Finanzierungsbedingungen Ihres Unternehmens in den letzten 
6 Monaten verändert? 
 (Nur  eine Antwort möglich.) 
sehr positiv  eher positiv  gar nicht  eher negativ  sehr negativ  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
 
FILTER 
Falls Q13 = eher negativ/sehr negativ              ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q14 
Andernfalls                                                         ► WEITER MIT Q15 











Q14  Von welcher Veränderung Ihrer Finanzierungsbedingungen sind Sie betroffen?  
(Mehrfachnennungen möglich, Randomisierung.) 
￿  Sinkende Bereitschaft der Banken zur Bereitstellung neuer Kreditlinien 
￿  Sinkende Bereitschaft der Banken zur Vergabe von neuen Investitionskrediten 
￿  Kündigung von bestehenden Krediten/Kreditlinien 
￿  Höhere Risikoaufschläge (Kreditmargen) auf die Kreditzinsen 
￿  Strengere Dokumentations- und Sicherheitsanforderungen 
￿  Schlechterer Zugang zu alternativen Finanzierungsinstrumenten  
(z.B. Leasing, Factoring, Private Equity) 
￿  Schlechterer Zugang zu Export- und/oder Warenkreditversicherungen 
￿  Zusätzlicher, noch nicht gedeckter Finanzierungsbedarf 
￿  Häufigere Gespräche mit der Hausbank 
 
Q15  Haben Sie seit Ausbruch der Krise Maßnahmen zur Veränderung Ihrer Finanzie-
rungsstrategien eingeleitet? 
 
￿  Stärkere Finanzierung aus dem laufenden Cash Flow  
￿ 
Stärkung der Eigenkapitalbasis  
(z. B. durch Erhöhung der Einlagen/Rücklagen, Aufnahme neuer 
Gesellschafter, Private Equity) 
￿  Ausweitung der Kreditfinanzierung 
￿  Verstärkte Nutzung von Leasing 
￿  Verkauf von Forderungen (Factoring) 
￿  Reduzierung der Abhängigkeit von einzelnen Hausbanken 
￿ Verstärkung  der  Liquiditätsrerserven 
￿  Stärkere Inanspruchnahme von öffentlichen Fördermitteln 




￿  Offensivere, proaktive Finanzkommunikation 
￿ Nein. 
￿  Weiß nicht. 











Q16  Auf welchem Niveau bewegt sich derzeit die Eigenkapitalquote (Eigenkapital in % 
der Bilanzsumme) Ihres Unternehmens und welches Niveau halten Sie mittelfristig 
für erstrebenswert? 
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich.) 
  <  10% 10–15% 16–20% 21–25% 26–30%  31–35% >  35% 
Aktuelle Eigenkapitalquote  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
Angestrebte Eigenkapital-
quote  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ ￿ 
 
Q17  Wie hat sich zuletzt die Ratingeinstufung Ihres Unternehmens verändert, und wie 
wird sie sich Ihrer Einschätzung nach in den kommenden zwölf Monaten verän-
dern? 
  (Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich.) 
 verbessert  gleich  geblieben verschlechtert  weiß nicht 
In den letzten 12 Monaten  ￿  ￿  ￿  ￿ 
In den kommenden 12 Monaten  ￿  ￿  ￿  ￿ 
 
Fach- und Führungskräfte 
 
 
Q18    Wie viele freie Stellen haben Sie derzeit in Ihrem Unternehmen? 
  Sollten Sie derzeit keine freien Stellen haben, tragen Sie bitte eine Null ein. 
ca.________ freie Stellen. 
FILTER 
Falls Q18 > 0  ►  MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q19 
Andernfalls  ►  MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q21 
 
Q19   Haben Sie derzeit Schwierigkeiten, freie Stellen zu besetzen? 
(Mehrfachnennungen möglich.) 
￿  Ja, bei Fachkräften mit abgeschlossener Berufsausbildung 
￿  Ja, bei Fachkräften/Führungskräften mit Fach-/Hochschulabschluss 
￿  Ja, bei An- und Ungelernten 
￿  Ja, bei Ausbildungsplätzen 
￿  Nein 












Falls Q19 = ja, ...                                                      ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q20 
Andernfalls                                                              ► WEITER MIT Q21 
 
Q20  Welches waren die Hauptgründe für die Schwierigkeiten bei der Stellenbesetzung 
mit Bewerbern? 
(Mehrfachnennungen möglich, Randomisierung.) 
￿  Es gab keine Bewerber 
￿  Bewerber hatten nicht die erforderliche Qualifikation 
￿  Bewerber hatten zu hohe Einkommenserwartungen 
￿  Bewerber brachten nicht die notwendige Mobilität mit 
￿  Bewerber brachten nicht die notwendige Motivation mit 
￿  Sonstige Gründe und zwar: _____________________________________________
 
Q21   Wenden Sie derzeit die folgenden Maßnahmen an, um mittel- bis langfristig ein 
ausreichendes Angebot an Fachkräften zur Verfügung zu haben? 
(Je Antwortreihe nur eine Antwort möglich) 




Verstärkung/Ausweitung der betrieblichen Aus-
bildung  ￿ ￿ ￿ ￿ 
Verstärkung/Ausweitung der betrieblichen Wei-
terbildung  ￿ ￿ ￿ ￿ 
Verstärkung/Ausweitung der Rekrutierung 
weiblicher/älterer Fachkräfte  ￿ ￿ ￿ ￿ 
Attraktivere Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
im Unternehmen insgesamt   ￿ ￿ ￿ ￿ 
Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie  ￿ ￿ ￿ ￿ 
Kooperationen mit Hochschulen (z.B. Betreu-
ung von Abschlussarbeiten)  ￿ ￿ ￿ ￿ 











Q22   Welche Bedeutung haben langfristig aus Ihrer Sicht folgende Maßnahmen für die 
Behebung bzw. Abmilderung des Fachkräftemangels in Deutschland? 
















nen schulischen Ausbildung  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿  ￿ 
Verkürzung  der  Studienzeiten  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿  ￿ 
Grundlegende Veränderung 
der beruflichen Ausbildung  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿  ￿ 
Verbesserung der Angebote 
zur beruflichen Weiterbildung  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿  ￿ 
Erleichterung des Zuzugs 
ausländischer Fachkräfte  ￿ ￿ ￿ ￿ ￿  ￿ 
 
Q23   Haben Sie in den letzten 2 Jahren Hochschulabsolventen mit Bachelor-Abschluss 
eingestellt? 
 (Nur  eine Antwort möglich.) 
Ja Nein  weiß nicht 
￿ ￿ ￿ 
 
FILTER 
Falls Q23 = ja                                                           ► MACHEN SIE BITTE WEITER MIT Q24 
Andernfalls                                                              ► WEITER MIT Q25 
 
 
Q24   Wie zufrieden sind Sie mit den von Ihnen eingestellten Hochschulabsolventen mit 
Bachelor-Abschluss?  
 (Nur  eine Antwort möglich) 
vollkommen 
zufrieden  sehr zufrieden  zufrieden  weniger 
zufrieden 
gar nicht 
zufrieden  weiß nicht 









Geschäftszahlen 2008 / 2009 
 
Die Fragen zu den Geschäftsjahren 2008 und 2009 werden über das Paßwort gefiltert und nur 
denjenigen Unternehmen gestellt, die noch keine Angaben zu diesen Aspekten in früheren Be-
fragungswellen gemacht haben. 
 
Q25  Wie hoch war der Umsatz Ihres Unternehmens im Geschäftsjahr 2009 / in den fol-
genden Geschäftsjahren?  
Umsatz 2008 
 
__________ Mio. Euro 
Umsatz 2009 
 
__________ Mio. Euro 
Q26  Wie hoch war die Umsatzrendite vor Steuern Ihres Unternehmens im Geschäfts-
jahr 2009 / in den folgenden Geschäftsjahren? 
(Nur eine Antwort möglich.) 
  Umsatzrendite 2008  Umsatzrendite 2009 
< 0 %  ￿  ￿ 
0 – 2,9 %  ￿  ￿ 
3 – 4,9 %  ￿  ￿ 
5 – 9,9 %  ￿  ￿ 
10 % oder mehr  ￿  ￿ 
weiß nicht  ￿ ￿ 
 
Q27  Wie hoch war die Exportquote Ihres Unternehmens im Geschäftsjahr 2009 / in den 
folgenden Geschäftsjahren? 
(Bitte ohne Nachkommastelle eintragen. Für 'kein Export' bitte eine Null eintragen.) 
2008 
etwa ______ % 
2009 
etwa ______ % 
 
97 












Q28 Wie  viele  Beschäftigte hatte Ihr Unternehmen zum ...? 
Angaben jeweils ohne Leih-/und Zeitarbeiter.  
(Kontrollsumme einfügen: Beschäftigte insgesamt ergibt sich als Summe der Einträge zur 
Zahl der Beschäftigten im Inland und im Ausland.) 
  31.12.2008 31.12.2009 
Beschäftigte im Inland  
______ ______ 
Beschäftigte im Ausland 
______ ______ 
Zur Kontrolle: 
Beschäftigte insgesamt  ______ ______ 
 
Vielen Dank für Ihre Teilnahme. Anfang Dezember werden Sie eine Zu-
sammenfassung der Ergebnisse von uns erhalten. 
 